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Liebe Leserin,  
lieber Leser, 

Das Bundesverfassungsgericht hat mit seinem am  
15. November 2023 verkündeten Urteil entschieden, 
dass das Zweite Nachtragshaushaltsgesetz 2021 

nichtig ist. Die Bundesregierung respektiert das Urteil und 
wertet es unter Federführung des Bundesministeriums der 
Finanzen sorgfältig aus. Dies wird ein wenig Zeit in An-
spruch nehmen: 

Es gilt nun, die Auswirkungen der Entscheidung zu prüfen 
und gemeinsam Wege zu finden, die eine Fortführung der 
angestrebten Maßnahmen möglich machen. Denn mit den 
Geldern war Sinnvolles für die Bürgerinnen und Bürger 
unseres Landes geplant: Über den Klima- und Transforma-
tionsfonds sollten zentrale Maßnahmen für Klimaschutz 
und die Erneuerung unserer Industrie finanziert werden. 
Diese Maßnahmen bleiben sinnvoll, denn es handelt sich 
um Investitionen in die Zukunftsfähigkeit Deutschlands. 
Deswegen arbeiten wir nun daran, in möglichst großem 
Umfang weiterhin investieren zu können. Ziel ist, den Weg 
in Richtung Klimaneutralität fortzusetzen, den deutschen 
Industriestandort wettbewerbsfähig zu halten – und damit 
Arbeitsplätze zu sichern!  

Deutschland ist ein starkes Industrieland. Dies gilt im 
europäischen, aber auch im weltweiten Vergleich. Und 
auch die Entscheidung aus Karlsruhe hat nichts daran  
geändert, dass wir diese Stärke bewahren und ausbauen 
wollen. Sie liegt vor allem in der Vielfalt der Unternehmen 
und der Leistung ihrer Beschäftigten – das Ergebnis sind 
hochwertige, innovative und weltweit führende Produkte. 
Mit unserer Industriestrategie „Industriepolitik in der Zei-
tenwende: Indus triestandort sichern, Wohlstand erneuern, 

Wirtschaftssicherheit stärken“ vom 24. Oktober dieses 
Jahres wollen wir allen beteiligten Akteuren in diesen sehr 
herausfordernden Zeiten Orientierung bieten und die 
Stärken der deutschen Industrie für die Zukunft sichern. 
Wir wollen jetzt die Weichen für eine klimaneutrale In-
dustrie in Deutschland stellen. Auch für die Dekarboni-
sierung nachgelagerter Sektoren ist eine leistungsfähige 
und innovative Industrie wichtig, weil sie die entscheiden-
den Technologien für die Transformation dieser Sektoren 
bereitstellen muss. Welche Herausforderungen, Hand-
lungsfelder und -bedarfe wir mit der Strategie in den Mit-
telpunkt unserer Industriepolitik rücken, erfahren Sie in 
dieser Ausgabe. 

Ich wünsche Ihnen, liebe Leserinnen und Leser, eine an-
regende Lektüre!

Dr. Robert Habeck
Bundesminister für Wirtschaft und Klimaschutz
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BRUTTOINLANDSPRODUKT UND ifo GESCHÄFTSKLIMA*

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Bundesbank (BBk), ifo Institut

* zentrierte gleitende Drei-Monats-Durchschnitte bzw. Quartale, saisonbereinigt, Veränderungen gegenüber Vorperiode in % bzw. Salden bei ifo

Bruttoinlandsprodukt (Quartale, linke Skala)

ifo Geschäftsklima für die Gesamtwirtschaft (rechte Skala)
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Nähere Informationen in Jung et al. (2019): „Das neue Konjunkturschlaglicht:  
Was steckt hinter den Pfeilen?“, Schlaglichter der Wirtschaftspolitik 01/2020

LEGENDE

Indikatoren in einem Teilbereich wachsen mehrheitlich überdurchschnittlich

Indikatoren in einem Teilbereich entwickeln sich durchschnittlich bzw. gemischt

Indikatoren in einem Teilbereich gehen mehrheitlich zurück

Die wirtschaftliche Schwächephase hält an

KONJUNKTURSCHLAGLICHT 
November 2023

Die deutsche Wirtschaft stagnierte auch im dritten Quartal 2023. Sie löst sich nur langsam aus den Belastungen infolge des 
Energiepreisschocks, der finanz- und geldpolitischen Maßnahmen und der weltwirtschaftlichen Abschwächung. Jüngste 
Stimmungsindikatoren (ifo Geschäftserwartungen, ZEW-Konjunkturerwartungen) deuten eine Bodenbildung an.

Gesamtwirtschaft

AUSSENHANDEL (WAREN UND DIENSTLEISTUNGEN)

Monate, in Mrd. Euro, kalender- und saisonbereinigt

Quelle: Deutsche Bundesbank (BBk)
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Die nominalen Aus- und Einfuhren von Waren und Dienstleis-
tungen tendierten im dritten Jahresviertel weiterhin abwärts. 
Die Einfuhren konnten aber immerhin nach drei Rückgängen 
im September erstmals wieder einen leichten Anstieg verbu-
chen. Die Frühindikatoren senden bislang kaum positive Sig-
nale. Die angeschlagene Weltwirtschaft einerseits und die 
schwache Binnenkonjunktur andererseits dämpfen den 
deutschen Außenhandel.

Außenwirtschaft
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EINZELHANDEL OHNE KFZ
Monate, Volumenindex 2015 = 100, kalender- und saisonbereinigt

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)
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Quelle: Statistisches Bundesamt (StBA)
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INDUSTRIEPRODUKTION UND AUFTRAGS-
EINGANG IM VERARBEITENDEN GEWERBE
Monate, Volumenindex 2015 = 100, kalender- und saisonbereinigt

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)
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Die Entwicklung im Einzelhandel blieb im September 
unverändert schwach. Die Umsätze sanken den vierten 
Monat in Folge. Die Verbraucherstimmung und das ifo 
Geschäftsklima im Einzelhandel trübten sich erneut ein. 
Angesichts steigender Reallöhne und abnehmender 
Inflationsraten könnte sich der private Konsum in den 
kommenden Quartalen wieder beleben.

Die verhaltene Konjunktur spiegelt sich nach wie vor auf 
dem Arbeitsmarkt wider. Saisonbereinigt blieb die 
Erwerbstätigkeit im September wie in den vorangegange-
nen Monaten nahezu unverändert, die Arbeitslosigkeit 
stieg im Oktober erneut leicht an. Die Frühindikatoren 
von IAB und ifo senden gemischte Signale. Vor dem Hin-
tergrund der aktuellen wirtschaftlichen Entwicklung ist 
mit einer Erholung am Arbeitsmarkt erst im Frühjahr zu 
rechnen.

Die Industrieproduktion setzte im September ihren seit 
Sommer anhaltenden rückläufigen Trend fort. Auch die 
Energieproduktion ging zum Quartalsende spürbar zurück, 
während sich das Baugewerbe seitwärts entwickelte. Der 
zuletzt leichte Anstieg bei den Auftragseingängen und die 
Stabilisierung einzelner Stimmungsindikatoren lassen auf 
Besserung hoffen.

Produktion Arbeitsmarkt 

Privater Konsum
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Neue Industriestrategie - 
Industriepolitik in der 
Zeitenwende



S C H L A G L IC H T E R _ 1 2 |2 3 _W I R T S C H A F T S P O L I T I K 08

gemeinsam am gleichen Endprodukt arbeiten. Und zwei-
tens, die starke Innovationstätigkeit, durch die sich die 
deutsche Industrie auszeichnet. Dies zeigt sich beispiels-
weise im hohen Anteil der Ausgaben für Forschung und 
Entwicklung (FuE) am Bruttoinlandsprodukt (BIP), der im 
Jahr 2021 in Deutschland bei 3,13 Prozent lag und einen 
besonders hohen „FuE-Fußabdruck“ der Industrie aufwies. 
Auch in Bezug auf Patentanmeldungen gehört Deutschland 
international zu den Spitzenreitern. 

Der Anteil der Industrie an der deutschen Bruttowert-
schöpfung liegt weiterhin bei gut einem Fünftel (2022: 
20,4 Prozent), was im Vergleich zu anderen Ländern recht 
hoch ist. Zudem weist die Industrie eine um etwa 20 Pro-
zent höhere Arbeitsproduktivität auf als der gesamtwirt-
schaftliche Durchschnitt. Auch vom Schock der Corona-
Pandemie im Jahr 2020, der einen starken Rückgang der 
Industrieproduktion auslöste, konnte sich die Industrie 
recht zügig erholen – trotz Lieferengpässen, Fachkräfte-
mangel und hoher Energiepreise. Zwar ist der Anteil der 
energieintensiven Industrie an der Industrieproduktion 
nach den Verwerfungen auf den Energiemärkten infolge 
des russischen Angriffskriegs auf die Ukraine deutlich 
zurückgegangen, der Anteil der übrigen Bran-
chen veränderte sich hingegen kaum und zeigt 
sich somit bemerkenswert resilient.

STÄRKEN UND CHARAKTERISTIKA DER INDUSTRIE

Deutschland ist ein starkes Industrieland im Herzen der 
EU und kann dabei auf eine lange Erfolgsgeschichte zu-
rückblicken. Diese Stärke liegt zuallererst in den vielen 
innovativen und produktiven Unternehmen selbst sowie 
der Leistung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
begründet. Dabei zeichnet sich die deutsche Industrie 
durch eine große Vielfalt aus: Neben einigen wenigen 
Großunternehmen zählen 90 Prozent der Unternehmen 
im Verarbeitenden Gewerbe zu den kleinen und mittleren 
Unternehmen, die häufig in langer Familientradition ge-
führt sind und sich oft als Hidden Champions auf dem 
Weltmarkt behaupten. Die Industrie ist außerdem ein Teil 
der sozialen und kulturellen Identität Deutschlands und 
tief in Lebensformen und Arbeitsbiographien eingeschrie-
ben, was sich auch in einer Kultur der Mitbestimmung und 
der Sozialpartnerschaften zeigt.

Neben diesen Besonderheiten sind zwei weitere Struktur-
merkmale zentral für die deutsche Industrie: erstens, die 
hohe Bedeutung internationaler Wertschöpfungsverflech-
tungen. Unterschiedliche Produktionsstufen sind häufig 
über Wirtschaftszweige und Ländergrenzen verteilt, was 
dazu führt, dass große Unternehmen und kleine Unterneh-
men des Mittelstands eng miteinander verknüpft sind und 

Bundesminister Dr. Robert Habeck bei der Industriekonferenz 2023
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• Transformation hin zur Klimaneutralität: Die Klima-
krise verpflichtet zu entschiedenem Handeln. Die 
Transformation zur Klimaneutralität und die damit 
verbundene Erneuerung unseres Wohlstandes bieten 
mittel- und langfristige Chancen, erfordern im Über-
gang aber auch große Anstrengungen und Kosten für 
die Industrie und ihre Beschäftigten. 

Viele Unternehmen gehen diese Herausforderungen bereits 
an; sie diversifizieren ihre Lieferketten, investieren in Er-
neuerbare Energien und transformieren ihre Herstellungs-
prozesse. Aber die Herausforderungen erfordern auch poli-
tische Antworten, um die Industrieunternehmen bei den 
notwendigen Veränderungsprozessen zu unterstützen. Die 
Sicherung des Industriestandorts verlangt einen klaren Kurs 
in Form einer strategischen Industriepolitik.

NEUE INDUSTRIESTRATEGIE DES BMWK BEGRÜN-
DET ZENTRALE HANDLUNGSFELDER 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz 
(BMWK) hat vor den beschriebenen Herausforderungen im 
Oktober unter dem Titel „Industriepolitik in der Zeiten-
wende: Industriestandort sichern, Wohlstand erneuern, 
Wirtschaftssicherheit stärken“ eine neue Industriestrategie 
veröffentlicht. Die Strategie gibt eine umfassende Begrün-
dung der Industriepolitik der Bundesregierung 
in zentralen Handlungsfeldern und identifiziert 
zusätzliche Handlungsbedarfe. Dabei orientiert 

AKTUELLE HERAUSFORDERUNGEN DER INDUSTRIE

Dennoch steht bei allen Stärken das Industrieland Deutsch-
land heute vor großen, strukturellen Herausforderungen:

• Geopolitische Zeitenwende: Der russische Angriffs-
krieg auf die Ukraine markiert eine Zeitenwende. Mit 
den anhaltend höheren Energiepreisen hat diese Zeiten-
wende bereits sehr handfeste Auswirkungen auf unse-
re Industrie. Doch sie sind nur der aktuellste Ausdruck 
einer tiefgreifenden Veränderung der internationalen 
geopolitischen und ökonomischen Wirklichkeit. Die 
letzten drei Jahrzehnte waren bestimmt von einer 
marktdominierten, aber zugleich regelgeprägten Glo-
balisierung. In den letzten Jahren sind jedoch geopoli-
tische und geoökonomische Konflikte mit voller Wucht 
in die Wirtschaftspolitik zurückgekehrt. Handels-, Tech-
nologie- und Industriepolitik sind Instrumente in die-
ser Auseinandersetzung.

• Vernachlässigte Standortfaktoren: Die Standortbedin-
gungen haben sich verschlechtert, auch weil über lange 
Zeit notwendige Reformen und Investitionen ausge-
blieben sind: Der Ausbau der Erneuerbaren Energien 
wurde nicht entschieden genug vorangetrieben, die 
Infrastruktur nicht ausreichend erneuert, gefährliche 
wirtschaftliche Abhängigkeiten sind entstanden, die 
Bürokratie ist in vielen Bereichen ausgeufert, der Fach-
kräftemangel wurde nicht entschieden angegangen.

Bundesminister Dr. Robert Habeck (Mitte) im Gespräch mit (v.l.n.r.) Carina Jantsch, Moderatorin, Wally Adeyemo, stellvertretender US-Finanzminister, 
Yasmin Fahimi, Vorsitzende des DGB, und Prof. Dr.-Ing. Siegfried Russwurm, Präsident des BDI, bei der Industriekonferenz 2023
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sich die Strategie an einem klaren Leitbild: Deutschland soll 
als starker Industriestandort inklusive Grundstoffindustrie 
in Zeiten der Umbrüche bewahrt bleiben und gleichzeitig 
wichtiger Standort für Zukunftsindustrien – von Halblei-
tern bis Transformationstechnologien – werden. Neben der 
Transformation zur Klimaneutralität und damit verbunde-
ner Erneuerung von Wohlstand und Wohlstandsteilhabe 
ist Ziel der Strategie auch die Stärkung der deutschen und 
europäischen Wirtschaftssicherheit unter den Bedingungen 
von Zeitenwende und Klimakrise.

Um diese Ziele zu erreichen, definiert die Industriestrategie 
konkrete strategische Ansätze, nach denen die Industrie-
politik des BMWK geleitet sein soll. Als ersten Punkt be-
kennt sich die Strategie zu einer europäischen Ausrichtung 
und sieht die Europäische Union als den Rahmen für das 
industriepolitische Handeln in Deutschland. Der europäi-
sche Green Deal und die europäische Industriestrategie 
bieten dabei den strategischen Überbau, da eine Vielzahl 
von europäischen Instrumenten wie der EU Chips Act die 
von der Bundesregierung auf den Weg gebrachten Maß-
nahmen überhaupt erst möglich machten. Umgekehrt sieht 
die Strategie den Erhalt des deutschen Industriestandorts 
als einen wesentlichen Beitrag dazu, die industrielle Basis 
in Europa zu sichern.

Einen weiteren Kernpunkt des strategischen Ansatzes der 
deutschen Industriepolitik in der Zeitenwende sieht die 
Industriestrategie in einer Stärkung der Standortbedingun-
gen. Das Hauptaugenmerk der Industriepolitik des BMWK 
liegt demnach auf einer transformativen Angebotspolitik. 
Denn in einer Zeit, die durch ein sinkendes Angebot fossi-
ler Energie, zunehmende Ressourcenknappheit und Fach-
kräftemangel geprägt ist, soll der Staat mit einer solchen 
Politik den bestehenden Knappheiten entgegenwirken oder 
zumindest dafür sorgen, dass diese sich nicht weiter ver-
schärfen. Zu einer transformativen Angebotspolitik gehört 
in diesem Sinne insbesondere die Sicherstellung der Ener-
gieversorgung zu wettbewerbsfähigen Preisen, eine moder-
ne Infrastruktur, eine effiziente Verwaltung mit schnellen 
Prozessen und die Verfügbarkeit von gut ausgebildeten 
Fachkräften auf dem Arbeitsmarkt, insbesondere durch 
qualitativ hochwertige Bildungsangebote und Einwande-
rung. 

In jedem dieser Felder hat die Bundesregierung bereits  
erhebliche Anstrengungen unternommen. Wichtige 
Schritte sind aber noch zu gehen – insbesondere bei der 
Energiewende und der Sicherstellung langfristig wett-
bewer bsfähiger Strompreise, bei der weiteren Planungs-
beschleunigung und Entbürokratisierung und bei der 
konkreten Umsetzung der Fachkräfteeinwanderung. Die 
weitere Verbesserung der Angebotsbedingungen muss ent-
sprechend dieser strategischen Grundlage den Schwer-

punkt der zweiten Halbzeit der Bundesregierung bilden. 
Einen großen Fortschritt in diese Richtung hat die Bundes-
regierung bereits am 9. November 2023 erreicht, nur we-
nige Wochen nach dem Erscheinen der neuen Industrie-
strategie des BMWK. In Form eines Strompreispakets 
verständigte sich die Bundesregierung auf zusätzliche 
Entlastungen für Unternehmen des Produzierenden Ge-
werbes in Deutschland über den Zeitraum der nächsten 
fünf Jahre, beispielsweise durch die massive Absenkung 
der Stromsteuer auf den EU-rechtlichen Mindestsatz für 
das Produzierende Gewerbe. 

Neben dem Fokus auf eine Verbesserung der allgemeinen 
Rahmenbedingungen für unternehmerisches Handeln be-
gründet die neue Industriestrategie des BMWK in bestimm-
ten, klar definierten Fällen zudem die gezielte finanzielle 
Unterstützung und Förderung von Unternehmen und Bran-
chen. Dabei weist die Strategie klar auf die Risiken von In-
dustriepolitik und einer aktiven Rolle des Staates – über das 
Setzen von Rahmenbedingungen hinaus – hin. Industrie-
förderung impliziert notwendigerweise eine politische Aus-
wahl, die anfällig für Lobbyismus ist; der Erfolg ist nicht 
garantiert. Ökonomisch begründen lässt sich eine aktive 
staatliche Förderpolitik dennoch, wenn ein Marktversagen 
vorliegt und nur mit Hilfe staatlicher Förderung Innova-
tionen zur Marktgängigkeit verholfen werden kann. Zudem 
ist Wirtschaftssicherheit angesichts der veränderten geo-
politischen Rahmenbedingungen eine neue Priorität der 
Industrie- und Wirtschaftspolitik. Auch muss die Industrie 
vor unfairem Wettbewerb geschützt und die Umstellung 
auf klimafreundliche Produktionstechnologien ermöglicht 
werden. Eine aktive Unternehmensförderpolitik ist auch 
mit dem Übergang zur Klimaneutralität und dem Wechsel 
zu Erneuerbaren Energien zu begründen. Diese Übergangs-
phase zu glätten, um Unternehmen, die hier dauerhaft wett-
bewerbsfähig produzieren könnten, zu halten, ist ökono-
misch wie politisch gut begründet.

Bei der Gestaltung der Förderprogramme definiert die 
Strategie verschiedene Grundsätze, von denen sich die 
deutsche Industriepolitik in der Praxis ableitet. Dazu ge-
hört, dass Kredite, Bürgschaften oder rückzahlbare Zu-
schüsse, wenn möglich, Vorrang vor nicht-rückzahlbaren 
Subventionen haben sollten. Zudem solle das Fördersystem 
kohärent sein und regelmäßig einer wissenschaftlichen 
Erfolgskontrolle unterzogen werden. Ein weiterer wichti-
ger Punkt ist eine Exit-Strategie für jede Förderung, um 
ungewollte Dauersubventionen zu vermeiden. Auch soll 
mit Verbündeten auf engere Absprachen im Hinblick auf 
die Gewährung von finanzieller Förderung hingearbeitet 
werden und damit teure Subventionswettläufe möglichst 
eingedämmt werden.
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ERFOLGREICHE INDUSTRIEKONFERENZ ALS  
ERSTER MEILENSTEIN 

Die Industriestrategie des BMWK ist ein Beitrag dazu, die 
Industriepolitik der Bundesregierung zu erklären und ihren 
größeren strategischen Zusammenhang sowie ihre Einbet-
tung in die Soziale Marktwirtschaft zu beschreiben. Sie ist 
zugleich ein Impuls zur Zukunft des Industriestandorts. 
Erster Meilenstein in dieser Debatte war die Industriekon-
ferenz des BMWK am 31. Oktober 2023, auf der die Strate-
gie breit im Bündnis Zukunft der Industrie mit Verbänden 
und Gewerkschaften sowie mit Vertreterinnen und Vertre-
tern der Politik aus Deutschland, Europa und unserer Ver-
bündeten weltweit diskutiert worden ist.

Referat: Grundsatzfragen der Industriepolitik; Bündnis Zukunft 
der Industrie

schlaglichter@bmwk.bund.de

Die Industriestrategie und eine Kurzzusammenfassung finden 
Sie hier: www.bmwk.de/industriestrategie

KONTAKT & MEHR ZUM THEMA

mailto:schlaglichter%40bmwk.bund.de?subject=Schlaglichter%20der%20Wirtschaftspolitik
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2023/10/20231024-habeck-legt-industriestrategie-vor.html


S C H L A G L IC H T E R _ 1 2 |2 3 _W I R T S C H A F T S P O L I T I K 12

sert. Nachdem das Kapitel der Wohlfahrtsmessung in seiner 
zweiten Auflage im JWB 2023 (S. 107–133) bereits punktu-
ell überarbeitet wurde, sollen nun Impulse aus einem breit 
angelegten Beteiligungsprozess aufgegriffen werden. Dazu 
hat das BMWK in einem ersten Schritt eine öffentliche 
Online- Konsultation für alle interessierten Bürgerinnen 
und Bürger durchgeführt. In der sechs Wochen laufenden 
Befragung konnten insgesamt 12 Fragen beantwortet wer-
den. Neben der Auswahl vorgegebener Antwortoptionen 
war bei einigen der Fragen auch eine Texteingabe in einem 
Freifeld möglich. 

Insgesamt 2.732 Personen haben sich an der Konsultation 
beteiligt und damit wertvolle Anregungen für den 
weiteren Prozess gegeben. Die Ergebnisse der 
Konsultation werden nachfolgend vorgestellt.

M it dem erstmals im Jahreswirtschaftsbericht (JWB) 
2022 eingeführten Kapitel zur Wohlfahrtsmes-
sung (S. 79 –101) verfolgt die Bundesregierung das 

Ziel, wirtschaftspolitische Kennziffern wie das Bruttoin-
landsprodukt durch andere Indikatoren zu ergänzen und 
weitere Aspekte von Wohlfahrt und Nachhaltigkeit in den 
Blick zu nehmen, die für die Gesamtschau der Wirtschafts- 
und Finanzpolitik von besonderer Bedeutung sind. Dazu 
wurde ein Set aus über 30 Einzelindikatoren erarbeitet, die 
neben ökonomischen auch ökologische und soziale Dimen-
sionen von Wohlfahrt stärker berücksichtigen. Damit orien-
tiert sich die Indikatorik am Leitbild der Sozial-ökologi-
schen Marktwirtschaft.

Die im JWB 2022 erstmals veröffentlichte Wohlfahrtsindi-
katorik wird seither kontinuierlich überprüft und verbes-

Wie lässt sich Wohlfahrt messen? – 
Ergebnisse der Konsultation des 
BMWK zur Wohlfahrtsmessung im 
Jahres wirtschaftsbericht

https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Publikationen/Wirtschaft/jahreswirtschaftsbericht-2023.html
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Publikationen/Wirtschaft/jahreswirtschaftsbericht-2022.html
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Publikationen/Wirtschaft/jahreswirtschaftsbericht-2022.html


S C H L A G L IC H T E R _ 1 2 |2 3 _W I R T S C H A F T S P O L I T I K 13

Kasten 2: Indikatoren zur Wohlfahrtsmessung im  
Jahreswirtschaftsbericht 2023

Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und  
Grundbedürfnisse
• Bruttonationaleinkommen je Einwohner

• Reallohnentwicklung

• Erwerbstätigenquote

• Arbeitsproduktivität

• 30- bis 34-jährige akademisch Qualifizierte oder  
beruflich Höherqualifizierte

• Entwicklung von Ausbildungsplatzangebot und  
-nachfrage

• Vorzeitige Sterblichkeit

• Anteil von Personen mit hohen Wohnkosten

• Erreichbarkeit zentraler Einrichtungen der Daseins-
vorsorge

Soziale Gerechtigkeit und Teilhabe
• Regionale Einkommensverteilung

• Gini-Koeffizient des Einkommens nach Sozialtransfers

• Frauen in Führungspositionen

• Existenzgründungen von Frauen

• Verdienstabstand zwischen Frauen und Männern

• Kinder in Ganztagsbetreuung in Tageseinrichtungen

• Frühe Schulabgängerinnen und Schulabgänger

Zukunftsfähigkeit von Staat und Wirtschaft
• Bruttoanlageinvestitionen

• Private und öffentliche Ausgaben für Forschung und  
Entwicklung

• Innovatorenquote

• Gründungsquote und Anteil innovativer Gründungen

• Breitbandausbau

• Welthandelsanteil bei forschungsintensiven Waren

Kasten 1: Methodische Herangehensweise und  
Besonderheiten der Konsultation
Bei der Interpretation der Ergebnisse sind die methodischen 
Besonderheiten der Konsultation zu beachten. Da es sich in 
diesem Fall um eine offene Online-Umfrage handelt, an der 
alle Interessierten teilnehmen konnten, sind die Ergebnisse 
nicht repräsentativ für die gesamte Bevölkerung. 

Die Teilnahme an der Umfrage erforderte nur die Angabe 
von Vorname, Name und der E-Mail-Adresse. Demographi-
sche Merkmale wie Alter oder Geschlecht wurden bewusst 
nicht abgefragt, um möglichst wenige persönliche Daten zu 
sammeln und die Teilnahmehürden niedrig zu halten. 

Um mit diesen methodischen Besonderheiten der Konsul-
tation umzugehen und die Interpretation der Ergebnisse zu 
verbessern, wurden in der Auswertung der Ergebnisse ver-
schiedene Prüfungen der Robustheit eingebaut. Ein Beispiel 
hierfür ist die Identifikation unterschiedlicher Antwort  muster 
von Personen, denen das Kapitel bereits bekannt war und 
solchen, die es nicht kannten.

Weiterhin hat jede Frage im Fragebogen leicht unterschied-
liche Antwortzahlen, weshalb sich die Grundgesamtheit von 
Frage zu Frage unterscheiden kann. Insgesamt wurde der 
Fragebogen 5.036 Mal aufgerufen, 1.308 Personen haben den 
Fragebogen vollständig und 1.424 Personen teilweise ausge-
füllt. Die dargestellten Ergebnisse beziehen sich auf diejenigen 
Personen, die die Einzelfragen jeweils beantwortet haben.

ZENTRALE ERGEBNISSE DER KONSULTATION

Die Vorstellung der Ergebnisse wird entsprechend der 
Struktur des Fragebogens in die folgenden Abschnitte auf-
gegliedert: (a) Einstiegsfragen, (b) Struktur und Lesbarkeit, 
(c) Themenbereiche und Indikatoren, (d) Vorschläge für neu 
aufzunehmende Indikatoren und (e) Weitere Anmerkungen 
und Ideen.

(a) Einstiegsfragen
Bei den Einstiegsfragen wurde gefragt, ob die Teilnehmen-
den eine ergänzende Wohlfahrtsmessung im JWB grund-
sätzlich befürworten, ob ihnen das entsprechende Kapitel 
im JWB vor Beantwortung des Fragebogens bekannt war 
und wenn „Ja“, wie die Person davon erfahren hat (vgl. Ab-
bildung 1). Fast drei Viertel der Teilnehmenden befürworten 
die Integration einer Wohlfahrtsmessung im JWB. Hingegen 
kannten lediglich 30 % das neue Kapitel. Davon wiederum 
hat gut die Hälfte aus der Presse von der Wohlfahrtsmes-
sung, im JWB erfahren und 22 % haben den JWB tatsächlich 
gelesen. Die Umfrage dürfte insofern nicht nur die Bekannt-
heit des Kapitels zur Wohlfahrtsmessung, sondern auch des 
JWB insgesamt erhöht haben.

ABBILDUNG 1: AUSWERTUNG FRAGE 1 UND 2

F.1: Befürworten Sie die Integration 
einer ergänzenden Wohlfahrts-
messung im Jahreswirtschafts-
bericht […]?

F.2.a: Wenn „Ja“, wie haben 
Sie davon erfahren?

Ja

Nein

71 %

29 %

F.2: War Ihnen bekannt, dass der 
Jahreswirtschaftsbericht ein Kapitel 
zur Wohlfahrtsmessung enthält?

Ja

Nein

30 %

70 %

Sonstiges

aus der
Presse

JWB
gelesen

22 %

25 %

53 %
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(c) Themenbereiche und Indikatoren 
Anschließend wurden die Teilnehmenden gefragt, welche 
Themenbereiche bislang zu wenig oder zu stark adressiert 
werden.

Die Top 3 der unzureichend adressierten Themenbereiche 
sind Bildung, Soziales und Verteilung sowie Gesundheit. Als 
übergewichtet adressiert angesehen werden Wirtschaft, 
Klimaschutz und Geschlechtergerechtigkeit. Zudem wurde 
für jeden Themenbereich die Differenz zwischen dem An-
teil derjenigen, die den Themenbereich als unzureichend 
adressiert sehen (=„wichtig“) und dem Anteil derjenigen, 
die den Themenbereich als übergewichtet adressiert be-
trachten (=„weniger wichtig“) gebildet. Aus den 
Differenzen wurde eine Rangliste abgeleitet, die 
zeigt, in welchen Bereichen die Teilnehmenden 

• Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten mit  
einer Staatsangehörigkeit aus der EU und Drittstaaten

• Öffentliche Schuldenquote

• Abstand zur schuldenstandstabilisierenden Defizitquote

• Kredit/BIP-Lücke

Ökologische Grenzen
• Treibhausgas-Emissionen

• Investitionen in Maßnahmen für den Klimaschutz

• Anteil erneuerbarer Energien am Brutto-Endenergie-
verbrauch

• Endenergieproduktivität

• Gesamtrohstoffproduktivität

• Anstieg der Siedlungs- und Verkehrsfläche

• Emissionen von Luftschadstoffen

• Nitratminderung im Grundwasser

(b) Struktur und Lesbarkeit 
Die Mehrheit der Teilnehmenden sieht bei der Struktur und 
Lesbarkeit des JWB-Kapitels zur Wohlfahrtsindikatorik Ver-
besserungspotenzial: 61 % finden diese bisher „weniger gut“ 
oder „nicht gut“ (vgl. Abbildung 2). Ferner wurden die Teil-
nehmenden gefragt, ob das Kapitel um eine einseitige  
Gesamtübersicht aller Indikatoren ergänzt werden sollte. 
Mit 81 % erhielt dieser Vorschlag eine große Zustimmung. 
Die Anzahl von bislang 34 Indikatoren, die im entsprechen-
den Kapitel des JWB 2023 dargestellt werden, wird häufig 
als zu hoch eingeschätzt – dies dürfte sich auch auf die wahr-
genommene Struktur und Lesbarkeit auswirken. Knapp die 
Hälfte der Antwortenden gab an, dass es „zu viele“ Indika-
toren gebe. Für 34 % ist die bisherige Anzahl passend und 
für 22 % könnte die Anzahl noch ausgeweitet werden.

In den Freitextfeldern wurde von einigen Teilnehmenden 
kritisiert, dass Indikatoren teilweise zu komplex sind und 
die Sprache im JWB-Kapitel zu wissenschaftlich; auch dies 
dürfte sich auf die Bewertung der Lesbarkeit auswirken.

ABBILDUNG 2: AUSWERTUNG FRAGE 3, 4 UND 7

F.4: Sollte das Kapitel zur Wohlfahrtsmessung um eine einseitige 
Gesamtübersicht aller Indikatoren ergänzt werden?

F.7: Das Kapitel zur Wohlfahrts-
messung im JWB 2023 umfasst 
34 Indikatoren. Wie beurteilen Sie 
die Anzahl der Indikatoren?

Ja

Nein

81 %

19 %

Zu wenige

Zu viele
Passende 
Anzahl

34 %

22 %

44 %

F.3: Wie gefällt Ihnen die 
Gestaltung (Struktur und 
Lesbarkeit) des Kapitels zur Wohl-
fahrtsmessung?

Nicht gut

Gut
Weniger
gut

36 %

25 %

36 %

3 %
Sehr gut

TABELLE 1: AUSWERTUNG FRAGE 5 UND 6 – RANGFOLGEN DER THEMENBEREICHE

Themenbereich unzureichend adressiert (in %) übergewichtet adressiert (in %) Differenz

Bildung 38,7 1 4,9 11 33,9 1

Gesundheit 32,2 3 4,8 3 27,3 2

Wohnen und Erreichbarkeit 29,8 5 4,9 10 24,9 3

Soziales und Verteilung 38,1 2 13,3 5 24,9 4

Forschung und Innovation 26,6 6 4,5 13 22,0 5

Energie 21,3 9 6,8 8 14,5 6

Umwelt und Naturschutz 30,7 4 17,0 4 13,7 7

Investitionen 18,3 12 5,8 9 12,5 8

Öffentliche Finanzen 20,1 11 8,0 7 12,1 9

Arbeit 20,9 10 9,7 6 11,1 10

Klimaschutz 26,5 7 24,6 2 1,9 11

Wirtschaft 23,2 8 25,0 1 -1,8 12
Geschlechtergerechtigkeit 16,2 13 22,8 3 -6,5 13
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TABELLE 2: AUSWERTUNG FRAGE 9 UND 10 – RANGFOLGEN DER INDIKATOREN

Indikator besonders wichtig (in %) ungeeignet (in %) Differenz

Reallohnentwicklung 48,2 1 3,8 29 44,4 1

Erwerbstätigenquote 24,5 3 5,0 23 19,5 2

Erreichbarkeit zentraler Einrichtungen der Daseinsvorsorge 21,8 4 4,6 26 17,1 3

Private und öffentliche Ausgaben für FuE 14,9 13 2,1 34 12,8 4

Regionale Einkommensverteilung 16,8 10 4,3 27 12,5 5

Entwicklung von Ausbildungsplatzangebot und -nachfrage 14,1 15 2,6 33 11,5 6

Arbeitsproduktivität 18,9 7 7,8 13 11,2 7

Öffentliche Schuldenquote 15,3 12 5,1 20 10,2 8

Bruttonationaleinkommen je Einwohner 24,9 2 16,1 4 8,8 9

Investitionen in Maßnahmen für den Klimaschutz 20,4 6 12,1 6 8,3 10

[…] […]

Gesamtrohstoffproduktivität 4,9 30 3,2 32 1,7 25

Kredit/BIP-Lücke 5,1 29 3,9 28 1,2 26

Bruttoanlageinvestitionen 5,5 25 5,1 21 0,4 27

Vorzeitige Sterblichkeit 11,0 21 11,0 9 -0,1 28

Welthandelsanteil bei forschungsintensiven Waren 5,3 27 5,8 18 -0,6 29

Innovatorenquote 4,2 31 4,9 24 -0,6 30

Abstand zur schuldenstandstabilisierenden Defizitquote 1,5 34 6,1 17 -4,6 31

Existenzgründungen von Frauen 2,3 32 18,8 3 -16,5 32

Frauen in Führungspositionen 5,1 28 22,6 2 -17,5 33
30- bis 34-jährige akademisch Qualifizierte oder beruflich  
Höherqualifizierte 2,3 33 23,6 17 -21,3 34

Bruttonationaleinkommen je Einwohner und Erwerbstätigen-
quote. Die Liste der ungeeignetsten Indikatoren führen an: 
30- bis 34-jährige akademisch Qualifizierte oder beruflich 
Höherqualifizierte – maßgeblich aufgrund der Nichtberück-
sichtigung von Berufsausbildungen, Frauen in Füh-
rungspositionen – maßgeblich mit Blick auf die Frage der 
Berücksichtigung von Qualifikation und Leistung sowie 
Existenzgründungen von Frauen – unter anderem mit Ver-
weis auf die Wichtigkeit der Gründungsquote insgesamt. 

Auch hier wurde aus den Antworten eine Rangliste der Be-
deutung der einzelnen Indikatoren ermittelt. Danach wer-
den die Indikatoren Reallohnentwicklung, Erwerbstätigen-
quote und Erreichbarkeit zentraler Einrichtungen der 
Daseinsvorsorge als am wichtigsten und Existenzgründungen 
von Frauen, Frauen in Führungspositionen und 30- bis 34-jäh-
rige akademisch Qualifizierte oder beruflich Höherqualifi-
zierte als am wenigsten wichtig beurteilt.

Die Resultate der Einzelindikatoren widersprechen dabei 
auf den ersten Blick in Teilen den Einschätzungen zu den 
Themenbereichen. So scheinen den Antwortenden solche 
Indikatoren besonders wichtig zu sein, die eng an die wirt-
schaftliche Entwicklung gekoppelt sind. Gleichzeitig belegt 
der Themenbereich Wirtschaft in der Gesamtbetrachtung 
den vorletzten Platz. Ein Grund für diese gegensätzlichen 
Ergebnisse könnte sein, dass die Wohlfahrtsmessung das 
BIP und weitere wirtschaftspolitische Kennzif-
fern ergänzen soll und deshalb der Themenbe-
reich Wirtschaft von den Teilnehmenden grund-

an der Konsultation in der Summe eine stärkere Berück-
sichtigung wünschen. Auch nach dieser Auswertung stehen 
Bildung, Gesundheit, Wohnen und Erreichbarkeit sowie So-
ziales und Verteilung ganz oben, wohingegen Klimaschutz, 
Wirtschaft und Geschlechtergerechtigkeit am Ende zu finden 
sind.

Wie in Tabelle 1 zu erkennen ist, gehen die Antworten bei 
manchen Themenbereichen stark auseinander. Hier zeigt 
sich eine starke Polarität der Einschätzungen. Beispiele sind 
etwa die Bereiche Klimaschutz und Wirtschaft. Hier gibt es 
sowohl viele Stimmen, die diese Bereiche als unzureichend 
adressiert empfinden, als auch viele Stimmen, die den The-
menbereich in der Wohlfahrtsindikatorik als übergewich-
tet sehen.

In vergleichbarer Weise konnten Teilnehmende auch die 
34 Einzelindikatoren aus dem Kapitel Wohlfahrtsmessung 
im JWB 2023 beurteilen. Die Antworten liefern Hinweise 
dazu, welche konkreten Indikatoren von den Antwortenden 
als „besonders wichtig“ sowie „ungeeignet“ angesehen wer-
den. Es konnte ferner auch eingetragen werden, aus wel-
chem Grund ein Indikator als ungeeignet eingeschätzt wird. 
Neben inhaltlichen Begründungen wurde oft angeführt, 
dass die Indikatoren teilweise sehr komplex und schwer 
verständlich seien oder einen zu spezifischen Aspekt der 
Wohlfahrt abbilden würden.

Die Top 3 der von den Teilnehmenden als besonders wich-
tig eingestuften Indikatoren sind Reallohnentwicklung, 
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Integration sowie Demokratie und Meinungsfreiheit. Hier 
zeigt sich demnach eine Konvergenz zwischen neu vorge-
schlagenen Themenbereichen und neu vorgeschlagenen 
Indikatoren. 

(e) Weitere Anmerkungen und Ideen
Am Ende des Fragebogens hatten die Teilnehmenden die 
Möglichkeit, weitere Anmerkungen und Ideen zur Wohl-
fahrtsindikatorik in einem Freitextfeld einzutragen. Dies 
wurde beispielsweise genutzt, um für die öffentliche Be-
teiligung zu danken, die Unterstützung zur Wohlfahrtsmes-
sung zu betonen, Kritik am Fragebogen oder an der aktu-
ellen Schwerpunktsetzung der Wohlfahrtsmessung zu 
äußern. Aufgrund der großen Heterogenität der Antworten 
ist eine systematisierte Auswertung zwar nicht möglich, 
jedoch wurden alle Eintragungen gelesen. Mehrfach ge-
nannt wurde z. B. das Anliegen, in der Wohlfahrtsmessung 
den Menschen mit seinen individuellen Betrübnissen stär-
ker in den Mittelpunkt zu rücken. Einige Teilnehmende 
äußern jedoch auch die Befürchtung, dass mit der Wohl-
fahrtsmessung die derzeit im internationalen Vergleich 
schwache wirtschaftliche Entwicklung relativiert werde.

Abbildung 3 gibt anhand einer Word-Cloud einen systema-
tischen Eindruck der hier oft genannten Wörter. Der Ein-
druck bzw. die Erkenntnisse aus den oben dargestellten 
Ergebnissen spiegeln sich auch hier wider.

sätzlich als überrepräsentiert bewertet wird, gleichzeitig 
jedoch einzelne Indikatoren aus diesem Bereich eine hohe 
Relevanz für die Teilnehmenden aufweisen. 

Gegensätzliche Einschätzungen zeigen sich auch bei den 
Einzelindikatoren: So schätzen knapp 25 % der Teilnehmen-
den das Bruttonationaleinkommen je Einwohner als beson-
ders wichtigen Indikator ein, gleichzeitig halten 16 % den 
Indikator für ungeeignet – insbesondere deshalb, da er Ver-
teilungsaspekte außen vor lässt.

(d) Vorschläge für neu aufzunehmende Indikatoren und 
Themenbereiche
Jede an der Umfrage teilnehmende Person konnte bis zu 
fünf weitere Indikatoren für das Indikatorenset vorschla-
gen. Um die Freitextfelder auszuwerten, wurden thematisch 
passende, übergeordnete Kategorien gebildet und jeder 
Vorschlag entsprechend einsortiert. Im Falle einer einma-
ligen Nennung bzw. einer sehr geringen Zahl an themen-
verwandten Vorschlägen wurde keine eigene Kategorie 
gebildet und der Indikator unter „Sonstige“ einsortiert. 

Tabelle 3 zeigt die am häufigsten genannten Bereiche. Dabei 
liegt die Kategorie subjektive Lebenszufriedenheit vorn. Dies 
deckt sich mit einem weiteren Befund der Konsultation: 
Insgesamt zwei Drittel der Teilnehmenden sprechen sich 
bei der entsprechenden Frage für eine Aufnahme von sub-
jektiven Indikatoren aus. Weitere häufig genannte Themen-
bereiche sind Umwelt und Naturschutz sowie Migration und 
Integration.

TABELLE 3: AUSWERTUNG FRAGE 11 – RANGFOLGE 
DER INDIKATORENVORSCHLÄGE NACH KATEGORI-
SIERUNG UND ANTEIL DER NENNUNGEN

Rang in % Themenbereich

1 7,9 Subjektive Lebenszufriedenheit

2 6,8 Umwelt und Naturschutz

3 4,7 Migration und Integration

4 3,9 Gesundheit

5 3,8 Verteilung und Armut

6 3,4 Staatliche Institutionen/Governance

7 3,1 Einkommen

8 3,1 Rente/Alterssicherung

9 2,7 Beschäftigung und Erwerbslosigkeit
10 2,6 Wirtschaft

Teilnehmende konnten zudem auch selbst übergeordnete 
Themenbereiche benennen, die künftig berücksichtigt wer-
den sollen. Die hier am häufigsten genannten Themenbe-
reiche sind subjektive Lebenszufriedenheit, Migration und 

ABBILDUNG 3: VISUALISIERUNGSBEISPIEL  
WORD-CLOUD ANHAND VON FRAGE 12
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WIE GEHT ES NUN WEITER?

Aus den Ergebnissen der Konsultation lässt sich deuten, dass 
die Idee der Wohlfahrtsmessung in der Gesellschaft ten-
denziell auf Zustimmung trifft. Der Ansatz der Bundesre-
gierung zeigt somit in die richtige Richtung. Aus den ge-
sammelten Rückmeldungen können wertvolle Impulse für 
die strukturelle und inhaltliche Weiterentwicklung der 
Wohlfahrtsberichterstattung abgeleitet werden.

Die im Zuge der Konsultation des BMWK gewonnenen Er-
kenntnisse werden nun innerhalb der Bundesregierung 
gespiegelt und bei der Weiterentwicklung der Wohlfahrts-
messung im JWB in den kommenden Jahren berücksichtigt.

Die Auswertung der Online-Konsultation bildet zugleich 
die Grundlage für den zweiten Schritt des breit angelegten 
Konsultationsprozesses. Dabei sollen Roundtables mit Ex-
pertinnen und Experten einzelne, in der Online-Befragung 
eingebrachten Aspekte nochmals aufgreifen und detailliert 
diskutieren.

Referat: Wirtschaftspolitische Analyse

schlaglichter@bmwk.bund.de

Jahreswirtschaftsbericht 2022 der Bundesregierung: 
www.bmwk.de/jwb-2022 (Kapitel zur Wohlfahrtsmessung:  
S. 79-101)

Jahreswirtschaftsbericht 2023 der Bundesregierung: 
www.bmwk.de/jwb-2023 (Kapitel zur Wohlfahrtsmessung:  
S. 107-133)

KONTAKT & MEHR ZUM THEMA

mailto:schlaglichter%40bmwk.bund.de?subject=Schlaglichter%20der%20Wirtschaftspolitik
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Publikationen/Wirtschaft/jahreswirtschaftsbericht-2022.html 
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Publikationen/Wirtschaft/jahreswirtschaftsbericht-2023.html 
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A uf europäischer Ebene versucht die EU-Kommis-
sion zusammen mit den Mitgliedstaaten, gesamt-
wirtschaftliche Ungleichgewichte frühzeitig zu er-

kennen, sie zu verhindern oder bereits bestehende 
Ungleichgewichte gemeinsam zu korrigieren. Dabei berück-
sichtigt sie eine Vielzahl von Aspekten, wie zum Beispiel 
den Leistungsbilanzsaldo, die Lohnstückkosten, Arbeits-
losenquoten oder private sowie öffentliche Schuldenstän-
de. Die Auswirkungen des Klimawandels in den einzelnen 
Mitgliedstaaten werden dabei bislang im Kontext der wirt-
schaftspolitischen Koordinierung nicht separat betrachtet.

Der Klimawandel ist ein globales Problem, das nicht nur 
ökologische Folgen hat, sondern auch wirtschaftliche Kos-
ten und Risiken mit sich bringt. Dabei kann zwischen phy-
sischen Risiken und Umstellungskosten unterschieden 
werden: Mit physischen Risiken sind die direkten Schäden 
gemeint, die durch den Klimawandel verursacht werden, 
wie etwa die Folgen von häufiger werdenden Unwettern 
und Extremwetterlagen. Umstellungskosten entstehen im 
Zuge des Wandels zu klimaneutralem Wirtschaften etwa 
durch die Veränderung von Produktionsprozessen und auch 
bei Anpassungen an den Klimawandel, etwa wenn der Kli-
mawandel die räumliche Verlagerung von wirtschaftlichen 
Aktivitäten oder den Bau von Dämmen erfordert. Kosten 

und Risiken entstehen nicht nur bei den Bürgerinnen und 
Bürgern und den einzelnen Betrieben, sondern auch auf 
gesamtwirtschaftlicher Ebene.

KOSTEN UND RISIKEN DES KLIMAWANDELS  
VARIIEREN REGIONAL

Klimarisiken treten nicht gleichförmig und stetig auf, son-
dern variieren regional erheblich. So haben manche Länder 
mehr Probleme mit einer Zunahme von Extremwetterereig-
nissen, während für Länder mit viel Industrie, die auf fos-
siler Energie beruht, die Umstellung auf klimaneutrale 
Produktion die größere Herausforderung ist. Die Risiken 
und Kosten, die sich für die Mitgliedsländer der Europäi-
schen Union aus dem Klimawandel ergeben, sind entspre-
chend sehr unterschiedlich. 

Für das Funktionieren der europäischen Wirtschafts- und 
Währungsunion ist es von zentraler Bedeutung, die Kon-
zentration von Risiken in einzelnen Mitgliedstaaten zu be-
grenzen. Das BMWK setzt sich angesichts des voranschrei-
tenden Klimawandels dafür ein, Risiken und Kosten von 
Klimawandel und Klimapolitik im Rahmen der 
wirtschaftspolitischen Koordinierung künftig 
stärker zu berücksichtigen.

Kosten und Risiken des  
Klimawandels:  
Neue Herausforderungen für  
die wirtschaftspolitische  
Koordinierung auf EU-Ebene
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formation erfordert, dass Haushalte, Unternehmen und 
auch der Staat Art und Weise ihres bisherigen kohlenstoff-
intensiven Wirtschaftens umstellen. Dies kann z. B. dazu 
führen, dass Investitionen in fossile Brennstoffreserven oder 
Infrastrukturen unwirtschaftlich werden. Denn wenn sich 
die Wirtschaft auf klimaneutrale Energiequellen umstellt, 
muss ein Teil des Kapitalstocks abgeschrieben werden. Auch 
die Bepreisung von CO2-Emissionen kann (und soll) dazu 
führen, dass besonders klimaschädliche Geschäftsmodelle 
nicht mehr wirtschaftlich sind und ein Umstellungsbedarf 
entsteht. 

Belastungen für die öffentlichen Haushalte entstehen zu-
dem durch die Herausforderung, die negativen sozialen und 
wirtschaftlichen Auswirkungen der Dekarbonisierung sozial 
und strukturell abzufedern. Die Kosten für den entspre-
chenden Ausgleich können je nach Land, den gewählten 
politischen Strategien und auch in Bezug auf Geschwindig-
keit sowie Umfang der Umsetzung variieren. Außerdem 
hängen sie von den volkswirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen oder auch der Veränderungsbereitschaft der Ge-
sellschaft ab. Neben Umschulungsmaßnahmen könnten 
dazu auch Einkommens- und Anpassungshilfen für betrof-
fene Haushalte und Beschäftigte nötig werden. Außerdem 
könnte die Förderung von Innovation und privaten Inves-
titionen in grüne Technologien zusätzlich erhebliche und 
langfristige öffentliche Investitionen erfordern. 

KOSTEN DES KLIMAWANDELS: EU-STAATEN SIND 
UNTERSCHIEDLICH BETROFFEN

Der Klimawandel führt zu mehr und zum Teil auch extre-
meren Wetterereignissen und häufigeren sowie schwereren 
Naturkatastrophen wie Überschwemmungen, Wirbelstür-
men, Dürren, Waldbränden und Hitzewellen. Solche phy-
sischen Risiken können Sachwerte beschädigen, Lieferket-
ten unterbrechen und Infrastrukturausfälle verursachen, 
was zu wirtschaftlichen Verlusten führt.

Forschungsergebnisse der Europäischen Energieagentur 
(Abbildung 1) zeigen, dass die Regionen Europas von phy-
sischen Klimarisiken unterschiedlich stark betroffen sind. 
Während in Italiens Norden Hitzewellen das dominante 
Risiko sind, sind im Süden vor allem übermäßige Regen-
fälle eine Gefahr. In Deutschland und Zentraleuropa wie-
derum ist Dürre das größte physische Klimarisiko. 

AUCH UMSTELLUNGSKOSTEN BETREFFEN  
EU-MITGLIEDSSTAATEN UNTERSCHIEDLICH STARK

Neben dem Klimawandel selbst sind auch die Umstellung 
auf klimaneutrales Wirtschaften und etwaige Anpassungen 
mit Kosten verbunden und ziehen entsprechende gesamt-
wirtschaftliche Auswirkungen nach sich. Die grüne Trans-

ABBILDUNG 1: REGIONEN MIT BESORGNISERREGENDEN 
WETTEREREIGNISSEN IM JAHR 2018

Quelle: Europäische Energieagentur (2019)
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ABBILDUNG 2: REGIONEN MIT „BRAUNEN“ 
ARBEITSPLÄTZEN

Quelle: Vandeplas et al. (2022)
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standsfähigkeit der Mitgliedstaaten gegenüber wirtschaftli-
chen Schocks, einschließlich solcher, die sich aus dem Klima-
wandel ergeben, erhöht wird. Gleichwohl beschäftigt sich das 
Semester aber noch nicht explizit mit den volkswirtschaftli-
chen Risiken und Kosten des Klimawandels.

DAS VERFAHREN FÜR MAKROÖKONOMISCHE 
UNGLEICHGEWICHTE KÖNNTE GEEIGNETEN  
RAHMEN BIETEN

Ein im Kontext volkswirtschaftlicher Ungleichgewichte 
zentrales Element des Europäischen Semesters ist das Ver-
fahren für makroökonomische Ungleichgewichte (Macro-
economic Imbalance Procedure, MIP). Mit dem MIP versucht 
die EU-Kommission zusammen mit den Mitgliedstaaten, 
gesamtwirtschaftliche Ungleichgewichte frühzeitig zu er-
kennen, zu vermeiden und bereits bestehende Ungleich-
gewichte zu korrigieren. Das Verfahren stützt sich auf ein 
Scoreboard von 14 Indikatoren (s. Kasten 2).

Kasten 2: Das Verfahren für makroökonomische  
Ungleichgewichte

Beim Verfahren für makroökonomische Ungleichgewichte 
werden 14 Indikatoren – z.B. Arbeitslosigkeit oder die Leis-
tungsbilanz – betrachtet, um die Volkswirtschaften der Mit-
gliedstaaten zu überwachen. Zusammen bilden die Indika-
toren das so genannte Scoreboard, auf Basis dessen die 
EU-Kommission entscheidet, ob ein Mitgliedstaat ein Un-
gleichgewicht oder gar ein „übermäßiges“ Ungleichgewicht 
verzeichnet. Dabei werden die Daten nicht mechanisch, 
sondern mit einem so genannten „economic reading“ inter-
pretiert: Betrachtet werden die Daten in der Gesamtschau 
und vor dem Hintergrund der wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen jedes einzelnen Mitgliedstaates.

Hauptindikatoren des MIPScoreboards

• Leistungsbilanzsaldo

• Nettoauslandsvermögensstatus 

• Realer effektiver Wechselkurs

• Exportmarktanteil 

• Nominale Lohnstückkosten

• Hauspreisindex

• Kreditstrom des privaten Sektors

• Schuldenstand des privaten Sektors

• Öffentlicher Schuldenstand

• Arbeitslosenquote 

• Verbindlichkeiten des gesamten Finanzsektors

• Erwerbsquote

• Langzeitarbeitslosenquote

• Jugendarbeitslosenquote

Auch diese Umstellungskosten sind in Europa regional sehr 
unterschiedlich verteilt. Die Beschäftigung in besonders 
CO2-intensiven Industrien („braunen Industrien“) ist hier 
ein aussagekräftiger Indikator. Forschungsarbeiten der EU-
Kommission haben ergeben, dass es besonders viele von 
der Umstellung auf Klimaneutralität betroffene Arbeits-
plätze in Osteuropa, aber auch in Süditalien und in Spanien 
gibt (Abbildung 2). Die betroffenen Branchen sind vor allem 
die Fischerei, die Landwirtschaft, der Bergbau, die Chemie, 
die Herstellung von Metallen, aber auch nichtmetallischer 
mineralischer Produkte und Erdölprodukte, die Abfallwirt-
schaft, der Luftverkehr, die Schifffahrt sowie nicht zuletzt 
die Energieversorgung. Nach Schätzung der EU-Kommis-
sion kommen für die EU als Ganzes allein für die Aus- und 
Weiterbildung – zur Vorbereitung von Arbeitskräften auf 
die grüne Transformation – Kosten von rund 0,8 Prozent 
der Wirtschaftsleistung (gemessen mit dem BIP) zusammen. 
Für Deutschland fällt die Schätzung mit 0,7 Prozent etwas 
geringer aus. Für Bulgarien, Rumänien, Polen, Griechenland, 
Portugal, Tschechien, die Slowakei oder das Baltikum liegen 
die Schätzungen bei 1 Prozent bis über 1,8 Prozent des na-
tionalen BIP. 

WIRTSCHAFTSPOLITISCHE KOORDINIERUNG 
SOLLTE KLIMARISIKEN EINBEZIEHEN

Unterschiedliche makroökonomische Folgen des Klima-
wandels zwischen den Mitgliedstaaten und auch innerhalb 
dieser sind also ein ernstzunehmender wirtschaftspoliti-
scher Faktor. Es zeichnet sich ab, dass es sowohl innerhalb 
der einzelnen EU-Mitgliedstaaten als auch zwischen ihnen 
erhebliche Ungleichgewichte bei den volkswirtschaftlichen 
Folgen des Klimawandels gibt und geben wird.

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, wie diese Ri-
siken in die Koordinierung der europäischen Wirtschafts-
politik einbezogen werden können. Die 27 Mitgliedstaaten 
der EU koordinieren ihre Wirtschafts- und Fiskalpolitik in 
einem jährlichen, festgelegten Prozess, dem so genannten 
Europäischen Semester (s. Kasten 1).  

Kasten 1: Der Klimawandel im Europäischen Semester

Mit der Grundausrichtung auf den Green Deal und ökologi-
sche Nachhaltigkeit hat die Europäische Union in den letzten 
Jahren die Klimapolitik in den Fokus genommen und in der 
wirtschaftspolitischen Koordinierung zunehmend mitgedacht. 
Das Europäische Semester enthält daher bereits Ansätze, die 
für die verschiedenen makroökonomischen Risiken des Klima-
wandels relevant sind. So sorgt das Europäische Semester u.a. 
dafür, dass mit Empfehlungen zur Förderung der Entwicklung 
grüner Technologien und Industrien sowie zur Unterstützung 
des Übergangs zu einer klimaneutralen Wirtschaft die Wider-
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Referat: Europäische Wirtschafts- und Währungsfragen
schlaglichter@bmwk.bund.de

Studie der EU-Kommission zu „braunen Arbeitsplätzen“: 
Vandeplas et al. (2022)
Studie der Europäischen Energieagentur zu extremen 
Wetterereignissen 2018: Europäische Energieagentur (2019)
MIP-Scoreboard: EU-Kommission (2023)

KONTAKT & MEHR ZUM THEMA

• Um Umstellungskosten in das MIP einzubeziehen, 
könnten Messgrößen für die Kohlenstoffintensität der 
Wirtschaft eingeführt werden, wie der Anteil fossiler 
Brennstoffe am Energieverbrauch und die Treibhaus-
gasemissionen pro Kopf. Andere Indikatoren könnten 
Messgrößen wie beispielsweise der Bestand an so ge-
nannten „braunen“ volkswirtschaftlichen Vermögens-
gegenständen (Kohlebergwerke, Ölreserven und ande-
re kohlenstoffintensive Infrastruktur) am Kapitalstock 
sein. In Verbindung mit dem Schuldenstand eines Mit-
gliedstaates liefert dieser eine Einschätzung über die 
Herausforderungen, die für einzelne Mitgliedstaaten 
mit der grünen Transformation einhergehen.

SOLIDE DATENGRUNDLAGE BENÖTIGT

Bei einer Integration von Klimarisiken in die Risikobewer-
tung der einzelnen Mitgliedstaaten ist zu berücksichtigen:  
Ein für alle EU-Mitglieder geltendes Verfahren benötigt eine 
solide Datengrundlage mit für alle Mitgliedstaaten verfüg-
baren Daten. Aktuell liegen hinreichend geeignete Daten 
für ein ergänztes Monitoring im Kontext des Makroöko-
nomischen Ungleichgewichteverfahrens noch nicht vor. Es 
laufen jedoch zahlreiche nationale Anstrengungen sowie 
Initiativen auf EU-Ebene (hier v. a. das Projekt „Projection 
of Economic impacts of climate change in Sectors of the 
European Union“ oder einfach PESETA), um die volkswirt-
schaftlichen Folgen des Klimawandels besser zu erfassen 
und zwischen den Mitgliedstaaten vergleichbar zu machen. 
Umso wichtiger ist, dass große EU-Mitgliedstaaten wie 
Deutschland dies unterstützen. Der Klimawandel wird 
volkswirtschaftliche Folgen haben und wir müssen uns 
darauf gut und frühzeitig auch auf europäischer Ebene vor-
bereiten.

Mit voranschreitendem Klimawandel dürften dessen ma-
kroökonomische Folgen auch im bestehenden Scoreboard 
des MIP spürbar werden – jedoch nur im Rückblick: So 
könnten sich durch Extremwetter und verschleppte Über-
gangskosten die Wirtschaftsleistung und damit Beschäfti-
gung, Außenhandel oder auch Verschuldung verschlechtern. 

Auch wenn das MIP grundsätzlich also ein geeignetes Ins-
trument darstellt, makroökonomische Ungleichgewichte 
resultierend aus dem Klimawandel zu identifizieren und 
ihnen wirtschaftspolitisch zu begegnen, besteht das Prob-
lem, dass physische Risiken und Umstellungsrisiken des 
Klimawandels sich kaum vorausschauend erfassen lassen. 
Es ist jedoch an der Zeit, auch den vor diesem Hintergrund 
entstehenden Ungleichgewichten vorzubeugen. Dies gilt 
umso mehr, weil die volkswirtschaftlichen Folgen des  
Klimawandels regional höchst unterschiedlich ausfallen 
werden.

Bislang berücksichtigt die Analyse im Rahmen des MIP die 
Verletzlichkeit von Volkswirtschaften aufgrund der makro-
ökonomischen Effekte des Klimawandels nicht explizit. 
Deshalb setzt sich die Bundesregierung derzeit dafür ein, 
auch diese Faktoren im Hinblick auf potenzielle Risiken für 
den Finanzsektor und die Realwirtschaft im Kontext des 
MIP zu diskutieren. Aus Sicht des BMWK sollten volkswirt-
schaftliche Risiken des Klimawandels künftig explizit im 
Rahmen des Scoreboards als eine weitere Dimension mög-
licher Ungleichgewichte betrachtet werden. Denn dass der 
Klimawandel künftig zunehmend auch gesamtwirtschaft-
liche Folgen haben – und Krisen verursachen – wird, ist 
mittlerweile sehr wahrscheinlich. Diese Risiken sollten im 
Rahmen der europäischen Fiskal-, Wirtschafts- und Be-
schäftigungspolitik abgebildet werden. 

Deshalb arbeitet das BMWK derzeit an konkreten Vorschlä-
gen, wie solche Faktoren im MIP berücksichtigt werden 
können. 

• Konkret ließen sich physische Risiken in das Scoreboard 
einbeziehen, indem Messgrößen für die volkswirt-
schaftliche Gefahr durch Naturkatastrophen wie  
Überschwemmungen, Sturmfluten oder Waldbrände 
berücksichtigt werden. Andere Indikatoren könnten 
Messgrößen für klimabedingte Schäden an Infrastruk-
tur und Eigentum sein, wie der Wert der durch extreme 
Wetterereignisse beschädigten oder zerstörten Häuser 
oder Unternehmen. 

mailto:schlaglichter%40bmwk.bund.de?subject=Schlaglichter%20der%20Wirtschaftspolitik
https://economy-finance.ec.europa.eu/publications/possible-implications-green-transition-eu-labour-market_en
https://www.eea.europa.eu/data-and-maps/figures/areas-of-concern-extreme-weather-events
https://ec.europa.eu/eurostat/de/web/macroeconomic-imbalances-procedure/data/scoreboard
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Für die einen sind sie ein netter Pausenfüller, für die 
anderen fester Bestandteil der Abendroutine. Und 
dann gibt es noch die Menschen, die mit Videostreams 

problemlos ganze Wochenenden füllen können. Videostrea-
ming verbraucht jedoch auch Ressourcen – zu Hause, vor 
allem aber in den Rechenzentren der Plattformen. 

Wie der Online-Filmkonsum umweltfreundlicher werden 
kann, daran arbeitet das Projekt „Green Streaming“. Das 
Ziel: Jeder Teilprozess des Videostreamings soll „grüner“ 
werden – von der Produktion über die Distribution bis zum 
Abspielen auf Smartphones oder TV-Geräten. Mit Hilfe 
neuer Analyse- und Messwerkzeuge wie Künstlicher Intel-
ligenz (KI) soll es möglich werden, die Effizienz des Video-
Streamings zu bewerten und den CO2-Verbrauch zu bilan-
zieren. Am Endgerät soll ein Green-Streaming-Modus 
anzeigen, wie viel Energie zur Bereitstellung des Inhalts 
benötigt wurde und wie viel individuell eingespart werden 
kann, während gleichzeitig ein möglichst gutes Seherlebnis 
erhalten bleibt.

Um Projekte wie dieses zu fördern, hat das BMWK das Tech-
nologieprogramm „GreenTech Innovationswettbewerb“ 

aufgesetzt. Es soll Deutschland und Europa als Hightech-
Standorte für digitale Technologien und darauf basierende 
Geschäftsmodelle stärken sowie dazu beitragen, die deut-
schen und europäischen Klima- und Umweltschutzziele zu 
erreichen. In diesem Rahmen fördert das BMWK mit dem 
GreenTech Innovationswettbewerb 21 Projekte mit 120 
Projektpartnern. Etwa 75 Millionen Euro werden dafür zur 
Verfügung gestellt. Die geförderten Projekte haben sich 
zuvor im Wettbewerb in einem starken Bewerberfeld mit 
139 eingereichten Anträgen durchgesetzt.

AUFTAKTVERANSTALTUNG ZUR VERNETZUNG DER 
RELEVANTEN AKTEURE

Am 19. Oktober 2023 fand die Auftaktveranstaltung  
des GreenTech Innovationswettbewerbs in Berlin statt.  
Dr. Franziska Brantner, Parlamentarische Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Klimaschutz, 
zeichnete die 21 zur Förderung ausgewählten Projekte vor 
165 anwesenden Gästen aus. In ihrer Keynote betonte sie: 
„Die ‚grünen Märkte‘ haben weltweit ein enormes 
Wachstumspotenzial und deutsche Unterneh-
men, insbesondere kleine und mittlere Unter-

GreenTech Innovationswettbewerb: 
Klima- und Umweltschutz mit  
digitalen Technologien 
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nungstool soll die optimale Feldbelegung ermitteln, ein 
Robotik-Sortiermodul die Ernte automatisieren. Nach er-
folgreicher Erprobungsphase könnten landwirtschaftliche 
Betriebe mithilfe beider Technologien ihre Effizienz erhö-
hen, während Klima und Biodiversität vom geringeren Ein-
satz der chemischen Dünge- und Pflanzenschutzmittel 
profitieren. 

Das Projekt NaiS möchte nachhaltige und intelligente Sa-
nierungsmaßnahmen für Wohn- und Bürogebäude voran-
treiben. Im ersten Schritt werden die Informationen zu den 
Gebäuden digitalisiert, die beispielsweise als PDF- oder 
Bilddateien vorliegen und nicht maschinell lesbar sind. Hier 
handelt es sich beispielsweise um Baupläne oder vorhan-
dene Energieausweise. Mit intelligenten Analysemethoden 
kann im zweiten Schritt auf Basis der Informationen der 
Gebäudebestand und der Sanierungsbedarf bewertet wer-
den, um Alternativen vergleichbar zu machen und Emp-
fehlungen zu formulieren, zum Beispiel in Form eines Sa-
nierungsfahrplans. Die Ergebnisse können zudem als 
Ausgangsbasis für einen digitalen Gebäuderessourcenpass 
und für den neuen Energieausweis genutzt werden. 

Zudem kann durch den Einsatz digitaler Technologien der 
CO2-Ausstoß transparenter dargestellt werden. Diese Infor-
mationen können Verbraucher und Investoren nutzen, um 
nachhaltige Kaufentscheidungen zu treffen. Das Projekt 
CliCE-DiPP macht vor, wie so eine Entscheidungsgrund-
lage entstehen kann. Hier entwickeln die Projektpartner 
einen digitalen Produktpass, der den CO2-Fußabdruck misst. 
Die Besonderheit: In diesen Fußabdruck fließen die Treib-
hausgasemissionen der gesamten Wertschöp-
fungskette eines Produkts ein, vom Transport 
über die Nutzung bis zur Entsorgung. 

nehmen, können sich hier eine starke Marktstellung si-
chern. Mit dem GreenTech Innovationswettbewerb wollen 
wir das Innovationspotenzial im Bereich digitaler Umwelt-
technik stärken. Die geförderten Projekte liefern wichtige 
Impulse für die digitale und nachhaltige Transformation 
der Wirtschaft.“

Besonders wichtig für den Erfolg des Technologiepro-
gramms ist die Vernetzung der Projekte, um den Transfer 
der entwickelten Lösungen in die konkrete Anwendung in 
der Wirtschaft zu unterstützen. Aus diesem Grund nahmen 
auch Akteure wie der BDI, der Bitkom, die DHIK, der Green 
AI Hub Mittelstand und das Mittelstand-Digital Zentrum 
Klima.Neutral.Digital an der Veranstaltung teil und stellten 
sich und ihre Angebote für die geförderten Projekte vor. 
Prof. Dr. Thomas Weber, Präsident der deutschen Akademie 
für Technikwissenschaften, appellierte in seiner Keynote, 
dass die Projekte die Förderung des BMWK als Chance nut-
zen sollten, um mit ihren Projekten eine Strahlkraft in ihre 
jeweilige Branche zu entfalten.

GROSSE BANDBREITE DER GEFÖRDERTEN 
PROJEKTE

Digitale Technologien bieten branchenübergreifend das 
Potenzial, Produkte und Prozesse ressourceneffizienter zu 
gestalten und nachhaltige Wertschöpfungsnetzwerke aus-
zubauen. Drei Beispiele verdeutlichen die Bandbreite der 
geförderten Projekte:

So möchte das Projekt SAAT den nachhaltigen Mischkultur-
anbau wirtschaftlicher machen. Damit wiederum ließe sich 
der übermäßige Einsatz chemischer Dünge- und Pflanz-
schutzmittel deutlich reduzieren. Ein KI-basiertes Pla-

Parlamentarische Staatssekretärin Dr. Franziska Brantner hielt die 
Keynote

Ausstellung der 21 Projekte auf der Auftaktveranstaltung des 
GreenTech Innovationswettbewerbs
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REBOUNDEFFEKTE VERMEIDEN

Projekte wie CliCE-DiPP, NaiS oder SAAT zeigen, warum 
anwendungsnahe Forschung im Bereich der Digitalisierung 
enorme Chancen für den Klima- und Umweltschutz bietet. 
Besonders wichtig ist dabei, dass potenzielle Reboundef-
fekte durch den Einsatz digitaler Technologien vermieden 
werden. Der GreenTech Innovationswettbewerb hat deshalb 
einen Fokus darauf, digitale Technologien selbst nachhal-
tiger zu gestalten. Dass das notwendig ist, zeigte nicht zu-
letzt das Büro für Technikfolgen-Abschätzung des Deut-
schen Bundestags. Demnach könnte sich der 
digitalisierungsbedingte Energieverbrauch der IKT-Infra-
struktur in Deutschland bis 2030 verdreifachen. Gerade 
deshalb sind Projekte wie Green Streaming so wichtig: Hier 
wird Pionierarbeit für eine klima- und umweltfreundliche 
Zukunft geleistet.

Referat: Entwicklung digitaler Technologien
schlaglichter@bmwk.bund.de

Weitere Informationen zum Programm:  
www.digitale-technologien.de/greentech

KONTAKT & MEHR ZUM THEMA
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https://www.digitale-technologien.de/DT/Navigation/DE/ProgrammeProjekte/AktuelleTechnologieprogramme/GreenTech_Innovationswettbewerb/greentech.html
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Neuausrichtung des außenwirtschaftlichen 
Förderinstruments: „Partnering in Business 
with Germany“

Die Ausrichtung auf neue Themenschwerpunkte hat unter 
anderem zum Ziel, über die entstehenden internationalen 
Geschäftspartnerschaften auch einen Beitrag zur Dekarbo-
nisierung der Wirtschaft, zum Klimaschutz, zur Rohstoff- 
und Energieversorgung sowie zur Diversifizierung von 
Lieferketten zu leisten.

Anlässlich des 25-jährigen Jubiläums und der Neuausrich-
tung des Programms würdigte der Bundesminister für Wirt-
schaft und Klimaschutz Dr. Robert Habeck am 25. Oktober 
2023 vor 250 Gästen insbesondere den partnerschaftlichen 
Ansatz, der durch den neuen Namen noch stärker in den 
Mittelpunkt rücke. Dabei gehe es nicht nur um Partner-
schaft in den Geschäftsbeziehungen, sondern auch um 
politische und häufig sogar menschliche Partnerschaft.

GUTE UND LANGFRISTIGE PROGRAMM WIRKUNGEN

Das Programm vermittelt Handlungskompeten-
zen für internationale Geschäftsbeziehungen, 
unterstützt die Geschäftsanbahnung mit deut-

P artnering in Business with Germany, bisher bekannt 
unter dem Namen „Managerfortbildungspro-
gramm“, ist ein Programm für internationale Unter-

nehmenskooperation des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Klimaschutz (BMWK). Als Instrument der 
deutschen Außenwirtschaftsförderung bringt es vor allem 
mittelständische Unternehmen aus aktuell 17 Entwick-
lungs- und Schwellenländern mit deutschen Unternehmen 
zur Geschäftsanbahnung zusammen. Der Kreis der Partner-
länder soll 2024 erweitert werden. 

EIN PARTNERSCHAFTLICHER PROGRAMMANSATZ

Mit der Neuausrichtung des Programms, das die Gesell-
schaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) im Auftrag 
des BMWK durchführt, wird ein neuer Schwerpunkt auf 
branchen- und themenspezifische Kooperationsformate 
gelegt: etwa in den Bereichen Energieeffizienz in der In-
dustrie, Erneuerbare Energien, Kreislaufwirtschaft, Indus-
trie 4.0, Smart Farming und Nahrungsmittelindustrie, Ge-
sundheits-, Bau- und Textilwirtschaft. 
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bis heute noch den Kontakt zu den deutschen Unternehmen 
halten oder laufende Kooperationen mit ihnen haben. Als 
Beitrag zur Diversifizierung der deutschen Exportwirtschaft 
werden dem Programm perspektivisch weitere Partner-
länder hinzugefügt werden.

schen Unternehmen, bietet Marktzugang in Ländern, die 
für kleine und mittlere Unternehmen aus Deutschland 
nicht im unmittelbaren Fokus stehen, und fördert den Auf-
bau von Netzwerken in den Partnerländern. 

Durch „Partnering in Business with Germany“ werden jähr-
lich rund 1.000 ausländische Führungskräfte aus Afrika, 
Asien, Lateinamerika, dem Mittleren Osten und Osteuropa 
auf den Markteintritt in Deutschland vorbereitet. Das Pro-
gramm stellt außerdem individuelle Kontakte (B2B) zu 
deutschen Unternehmen her, die ihrerseits ausländische 
Märkte erschließen wollen. Seit 1998 haben 17.000 Füh-
rungskräfte aus dem Ausland am Programm teilgenommen. 
Laut einer Befragung von Teilnehmenden aus den Jahren 
2016 –2021 gaben über die Hälfte der Befragten an, dass sie 

Referat: Partnering in Business with Germany – das  
Partnerschaftsprogramm für Unternehmenskooperation

schlaglichter@bmwk.bund.de

BUERO-VD2@bmwk.bund.de

www.partnering-in-business.de

KONTAKT & MEHR ZUM THEMA

Bundesminister Dr. Robert Habeck mit Partnerinnen und Partnern 
des Programms

Eine erfolgreiche Kooperation zwischen Deutschland und Mexiko

mailto:BUERO-VD2%40bmwk.bund.de?subject=
https://partnering-in-business.de
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Termine 

JANUAR 2024

FEBRUAR 2024

MÄRZ 2024

05./06.02.2024 Informelles EU-Ministertreffen Kohäsion (Mons)

06.02.2024 Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe im Dezember

07.02.2024 Produktion im Produzierenden Gewerbe im Dezember

08./09.02.2024 Informelles EU-Ministertreffen Wettbewerbsfähigkeit (Genk)

14.02.2024 Pressemitteilung „Wirtschaftliche Lage im Februar“

19./20.02.2024 Informelles EU-Ministertreffen Tourismus (La Hulpe)

22./23.02.2024 Informelles Treffen Eurogruppe/ECOFIN (Gent)

29.02.2024 Handelsrat (am Rande der 13. WTO-Ministerkonferenz in Abu Dhabi)

04.03.2024 Energierat (Brüssel)

07.03.2024 Rat für Wettbewerbsfähigkeit (Brüssel)

07.03.2024 Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe im Januar

08.03.2024 Produktion im Produzierenden Gewerbe im Januar

11./12.03.2024 Eurogruppe/ECOFIN

15.03.2024 Pressemitteilung „Wirtschaftliche Lage im März“

21./22.03.2024 Europäischer Rat (Brüssel)

25.03.2024 Umweltrat (Brüssel)

08.01.2024 Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe im November

09.01.2024 Produktion im Produzierenden Gewerbe im November

15.01.2024 Pressemitteilung „Wirtschaftliche Lage im Januar“

15./16.01.2024 Informelles EU-Ministertreffen Umwelt (Brüssel)

15./16.01.2024 Eurogruppe/ECOFIN

22./23.01.2024 Informelles EU-Ministertreffen Handel (Brüssel)

31.01.2024 Jahreswirtschaftsbericht 2024



K
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DEUTSCHE WIRTSCHAFT WEITER IN DER 
STAGNATION

Die deutsche Wirtschaft befindet sich nach wie vor in einer 
Stagnation. Laut Schnellmeldung des Statistischen Bundes-
amts vom 30. Oktober ist das BIP im dritten Quartal 2023 
preis-, kalender- und saisonbereinigt gegenüber Vorquartal 
um 0,1 Prozent geringfügig zurückgegangen. Gleichzeitig 
hat das Statistische Bundesamt die Ergebnisse für das erste 
und zweite Quartal um jeweils 0,1 Prozentpunkte auf 0,0 % 
bzw. +0,1 % aufwärts revidiert, was das Bild der derzeitigen 
wirtschaftlichen Schwächephase aber nicht grundsätzlich 
ändert.

Nach ersten, vorläufigen Informationen dämpfte der pri-
vate Konsum angesichts der nachwirkenden Kaufkraftver-
luste und der anhaltenden Konsumentenunsicherheit wei-
terhin die wirtschaftliche Entwicklung auch im dritten 
Quartal. Der Außenhandel dürfte angesichts der anhalten-
den weltwirtschaftlichen Schwäche im Quartalsvergleich 
ebenfalls rückläufig gewesen sein; sowohl Exporte als auch 
Importe waren zuletzt deutlich schwächer. Erfreulich ist, 
dass die Ausrüstungsinvestitionen erneut zugenommen 
haben und das Wachstum weiter stützen. Neben der Indus-
trie war auch die Wertschöpfung im Bau und im Handel 
wohl weiter rückläufig. Die unternehmensnahen Dienst-
leistungsbereiche dürften sich dagegen günstiger entwickelt 
haben. Der Rückgang des BIP im dritten Quartal war auf 
Basis der vorliegenden Indikatoren (Industrieproduktion,  
Auftragseingänge) erwartet worden. 

Die wirtschaftliche Schwächephase macht sich weiter auf 
dem Arbeitsmarkt bemerkbar; der Beschäftigungsaufbau 
ist zu einem Stillstand gekommen und die Arbeitslosigkeit 
steigt in saisonbereinigter Rechnung weiter leicht an. Ak-
tuelle Frühindikatoren deuten darauf hin, dass die wirt-
schaftliche Schwäche den Arbeitsmarkt noch über den 
Winter belasten dürfte und eine Erholung erst im Frühjahr 
zu erwarten ist.

Auch wenn einzelne Stimmungsindikatoren wie 
ifo Geschäftserwartungen und ZEW-Konjunktur-
erwartungen auf eine Bodenbildung am aktuellen 

1    In diesem Bericht werden Daten genutzt, die bis zum 15. November 2023 vorlagen. Soweit nicht anders vermerkt, handelt es sich um Verände-
rungsraten gegenüber der jeweiligen Vorperiode auf Basis preis-, kalender- und saisonbereinigter Daten. 

DIE WIRTSCHAFTLICHE LAGE
in Deutschland im November 20231

Die Stagnation der deutschen Wirtschaft hielt auch im dritten 
Quartal an, belastet durch einen rückläufigen privaten Konsum 
und eine schwache außenwirtschaftliche Nachfrage. Auch wenn 
sich die Rahmenbedingungen angesichts deutlich sinkender Infla-
tionsraten, steigender Realeinkommen und einer leichten Aufhel-
lung der Stimmung in der Wirtschaft etwas verbessern, wird der 
Einstieg in das Jahresendquartal durch die schwache statistische 
Ausgangslage zum Ende des dritten Quartals belastet.

Die Produktion in der Industrie ist im September gegenüber 
dem Vormonat spürbar zurückgegangen (-1,7 %), während die 
Herstellung im Baugewerbe stagnierte (0,0 %). Die Auftrags-
eingänge im Verarbeitenden Gewerbe erhöhten sich zum Quar-
talsende leicht (+0,2 %). Die Nachfragestabilisierung und Stim-
mungsindikatoren wie die ifo Geschäftserwartungen und die 
ZEW-   Konjunkturerwartungen deuten jedoch auf eine Bodenbil-
dung bei der Industriekonjunktur hin. 

Im Einzelhandel verlief die Entwicklung bis zuletzt noch 
schwach. Die realen Umsätze ohne Kfz haben sich im September 
im Vormonatsvergleich um 0,6 % verringert. Im Zuge steigender 
Löhne und rückläufiger Inflationsraten dürfte aber in den kom-
menden Quartalen mit einer Erholung des privaten Konsums zu 
rechnen sein. 

Die Inflationsrate verringerte sich im Oktober auf 3,8 %, dem 
niedrigsten Wert seit August 2021. Dabei war erstmals seit 
Januar 2021 ein Rückgang der Energiepreise zu konstatieren 
(-3,2 %), was auf einen Basiseffekt aufgrund des hohen Energie-
preisniveaus im Vorjahr zurückzuführen ist. Nahrungsmittel ver-
teuerten sich im Oktober mit +6,1 % weiterhin überproportional, 
aber der Preisauftrieb lässt auch hier nach (September: +7,5 %). 

Auf dem Arbeitsmarkt macht sich die wirtschaftliche Schwä-
chephase weiter bemerkbar und die Herbstbelebung fällt 
schwach aus. Die Arbeitslosigkeit erhöhte sich im Oktober sai-
sonbereinigt (sb) um 30.000 Personen. Eine Erholung am Arbeits-
markt ist erst im Frühjahr zu erwarten. 

Die Zahl der beantragten Unternehmensinsolvenzen ist im Juli 
nach endgültigen Ergebnissen (1.586) ggü. dem Vormonat mit 
+2,5 % (ggü. Vorjahresmonat: +37,4 %) erneut gestiegen. Damit 
setzt sich der seit Mitte 2022 bestehende Trend ansteigender 
Insolvenzzahlen weiter fort. Der Frühindikator IWH-Insolvenz-
trend zeigt für Oktober 2023 einen leichten Anstieg von 2,1 % 
ggü. dem Vormonat (Vorjahresmonat: +43,6 %). Bei der Interpre-
tation der Zahlen ist zu berücksichtigen, dass die deutlichen 
Anstiege im Vergleich zum Vorjahr in Teilen auf einen Basiseffekt 
zurückgehen. 

IN KÜRZE
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EINKAUFSMANAGERINDEX WELT 
S&P GLOBAL

Quellen: S&P Global, Macrobond
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Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)
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Häfen begründet wird. Der für die Aktivität in Europa be-
sonders aussagekräftige Nordrange-Index ging aber erneut 
deutlich zurück (102 auf 99 Punkte). Für den Berichtsmonat 
Oktober deuten die Schiffbewegungsdaten des Kiel-Trade-
Indikators aktuell aber auf eine Stabilisierung des Welthan-
dels zum Jahresende hin. Sowohl der Welthandel (+2,0 %) 
als auch die Ausfuhren der großen europäischen Volkswirt-
schaften dürften laut KTI merklich expandiert haben. 

Der Stimmungsindikator von S&P Global ging im Oktober 
weiter zurück und liegt nun auf der Wachstumsschwelle 
von 50 Punkten. Die Stimmung verschlechterte sich sowohl 
im Verarbeitenden Gewerbe (48,8 Punkte) als auch bei den 
Dienstleistern (50,4 Punkte), so dass die Aussichten für die 
Weltwirtschaft insgesamt weiter schwach bleiben. Laut den 
Prognosen internationaler Organisationen ist von einer 
unterdurchschnittlichen Dynamik der Weltwirtschaft mit 
jährlichen Zuwächsen von knapp 3 % in den kommenden 
beiden Jahren auszugehen. Einerseits dürften die abneh-
mende Inflation, steigende Löhne und der robuste Arbeits-
markt in vielen Ländern den privaten Konsum in den kom-
menden Monaten beleben. Andererseits belasten die 
weiterhin hohe Unsicherheit im Zuge der geopolitischen 
Konflikte, die strafferen geld- und finanzpolitischen Rah-
menbedingungen sowie die zunehmende weltwirtschaft-
liche Fragmentierung die Wachstumsaussichten. Für das 
kommende Jahr dürfte sich die Nachfrage wichtiger Han-
delspartner Deutschlands, z. B. der USA und Chinas, im Zuge 
der dortigen konjunkturellen Verlangsamung abschwächen. 
In den europäischen Ländern, also dem wichtigsten Absatz-
markt Deutschlands, dürfte es aber wieder langsam bergauf 
gehen.

Rand hindeuten und sich die konjunkturellen Rahmenbe-
dingungen im Zuge spürbar rückläufiger Inflationsraten 
und wieder steigender Reallöhne verbessern, wird die Aus-
sicht auf das Jahresendquartal durch die ungünstige statis-
tische Ausgangslage zum Ende des dritten Quartals belastet.

WELTWIRTSCHAFTLICHE DYNAMIK NOCH 
SCHWACH, DIVERGENZEN NEHMEN ZU

Die weltweite Industrieproduktion nahm im August im 
Vergleich zum Vormonat verhalten zu (+0,7 %) und auch der 
Welthandel expandierte mit nur 0,4 % leicht. Von den Früh-
indikatoren kommen aktuell gemischte Signale für die 
weitere Entwicklung des Welthandels. Der RWI/ISL-Con-
tainerumschlag-Index ist im Berichtsmonat September 
(saisonbereinigt) von 124 auf 128 Punkte gestiegen, was 
insbesondere mit dem Containerumschlag in chinesischen 
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AUSSENHANDEL*

2.Q. 3.Q. Juli Aug. Sep.

WARENHANDEL UND DIENSTLEISTUNGEN (Zahlungsbilanzstatistik)
Veränderung ggü. Vorperiode in % (saisonbereinigt)

AUSFUHR -0,6 -1,5 -2,3 0,6 -0,2

EINFUHR -1,0 -2,7 -1,5 -2,1 0,9

AUSSENHANDEL MIT WAREN NACH LÄNDERN (Außenhandelsstatistik)
Veränderung ggü. Vorjahr in % (Ursprungswerte) 

AUSFUHR -1,7 -6,3 -2,6 -5,3 -10,5
Eurozone -3,7 -8,3 -6,9 -7,4 -10,2

EU Nicht-Eurozone -2,7 -6,4 -5,0 -5,8 -8,1
Drittländer 0,4 -4,6 2,0 -3,4 -11,6

EINFUHR -10,6 -16,2 -12,9 -17,0 -18,5
Eurozone -6,3 -11,5 -8,1 -9,3 -16,4

EU Nicht-Eurozone 4,9 -0,7 2,0 -2,1 -1,9
Drittländer -18,0 -23,8 -20,4 -25,7 -24,9

* Angaben in jeweiligen Preisen
Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)

Bei den Außenhandelspreisen wirken sich nach wie vor die 
hohen Preissteigerungen für Einfuhren im Vorjahr vor al-
lem für Energie als Folge des Kriegs in der Ukraine aus. Die 
Einfuhrpreise gingen ggü. September 2022 deutlich um 
14,3 % zurück. Im Vormonatsvergleich legten sie hingegen 
abermals etwas zu (+1,6 %). Dagegen stiegen die Ausfuhr-
preise nur um 0,4 %, so dass sich die Terms of Trade um 
-1,2 % ggü. dem Vormonat verschlechterten. In realer Be-
trachtung dürfte der Rückgang der Exporte damit etwas 
stärker ausgefallen sein, die Importe dürften real ebenfalls 
gefallen sein.

Im Zuge der rückläufigen (nominalen) Exporte und stei-
genden Importe ist der monatliche Handelsbilanzüber-
schuss beim Warenhandel von 17,2 Mrd. Euro im August 
auf 15,6 Mrd. Euro im September zurückgegangen. 

Von den Frühindikatoren kommen aktuell gemischte Sig-
nale für die Exportentwicklung: Die ifo Exporterwartungen 
liegen seit Juni deutlich im Minus, haben sich aber im Ok-
tober leicht aufgehellt (von -10,8 auf -6,9 Punkte). Auch die 
Schiffbewegungsdaten des Kiel-Trade-Indikators deuten 
für den Berichtsmonat Oktober auf einen Anstieg der deut-
schen (realen) Exporte hin (+1,8 %). Aufgrund der insgesamt 
schwachen weltwirtschaftlichen Dynamik und der hohen 
Unsicherheit mit Blick auf die geopolitischen Konflikte ist 
eine spürbare Belebung des Außenhandels kurzfristig den-
noch noch nicht zu erwarten. 

INDUSTRIEPRODUKTION ZUM QUARTALSENDE 
SPÜRBAR RÜCKLÄUFIG 

Die Produktion im Produzierenden Gewerbe hat sich im 
September gegenüber dem Vormonat um 1,4 % verringert; 
der seit Sommer anhaltende rückläufige Trend setzt sich 
damit weiter fort. Zuletzt verzeichneten sowohl die Indus-
trie als auch der Bereich Energie eine Abnahme um jeweils 
1,7 %, während die Herstellung im Baugewerbe stagnierte 
(0,0 %). 

Innerhalb der Industrie war im September in den einzelnen 
Wirtschaftszweigen eine unterschiedliche Entwicklung zu 
beobachten: Der gewichtige Bereich Kfz und Kfz-Teile mel-
dete ein deutliches Minus von 5,0 %, nachdem er allerdings 
im August ein kräftiges Plus von 7,3 % verzeichnet hatte. Zu-
legen konnten hingegen der Maschinenbau (+4,1 %) und die 
energieintensive Herstellung von chemischen Erzeugnissen 
(+0,9 %). Die energieintensiven Industriezweige insgesamt 
verzeichneten im September jedoch eine Abnahme um 0,4 %. 

Die Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe 
stiegen im September gegenüber dem Vormonat 
um 0,2 % leicht an, nachdem es bereits im August 

SCHWACHE WELTWIRTSCHAFT LASTET AUF 
AUSSENHANDEL 

Die nominalen Ausfuhren von Waren und Dienstleistungen 
sind im September ggü. dem Vormonat saison- und kalen-
derbereinigt leicht zurückgegangen (-0,2 %, August: +0,6 %). 
Damit liegen sie im dritten Quartal um 1,5 % niedriger als 
im zweiten Quartal. Die nominalen Einfuhren von Waren 
und Dienstleistungen nahmen im September dagegen zu 
(+0,9 %, August: -2,1 %). Gegenüber dem zweiten Quartal 
liegen sie mit -2,7 % aber ebenfalls im Minus. 

in Milliarden Euro, kalender- und saisonbereinigt

Quelle: Zahlungsbilanzstatistik Deutsche Bundesbank (BBk)
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Herstellung chemischer Erzeugnisse hat sich mit nunmehr 
drei leichten Zuwächsen in Folge stabilisiert (zuletzt: +0,6 %). 

Die Produktion in der Industrie hat sich zum Ende des drit-
ten Quartals wieder spürbar verringert, womit sich im aus-
sagekräftigeren Quartalsvergleich ein Minus von 2,1 % ergab 
(zweites Quartal: -0,7 %). Die Auftragseingänge im Verarbei-
tenden Gewerbe haben sich aber zuletzt weiter stabilisiert 
und Stimmungsindikatoren wie die ifo Geschäftserwartun-
gen und die ZEW-Konjunkturerwartungen deuten auf eine 
Bodenbildung im dritten Quartal hin. 

UMSÄTZE IM EINZELHANDEL WEITERHIN 
SCHWACH

Die realen Umsätze im Einzelhandel ohne Kfz sind im Sep-
tember gegenüber dem Vormonat um 0,6 % erneut gefallen, 
nachdem sie bereits in den drei vorangegangenen Monaten 
abwärtsgerichtet waren. Im Vergleich zum Vorjahresmonat 
meldete der Einzelhandel im September ein reales Umsatz-
minus von 4,1 %, vor allem aufgrund der hohen Preisstei-
gerungen. Der Handel mit Lebensmitteln nahm im Sep-
tember im Vergleich zum Vormonat real um 2,6 % zu. 
Gegenüber dem Vorjahr blieben die Umsätze in dieser 
Sparte des Einzelhandels zum ersten Mal seit über zwei 
Jahren stabil, nachdem sie zuvor vor allem aufgrund der 
starken Verteuerung von Lebensmitteln zurückgegangen 
waren. Der Umsatz im Internet- und Versandhandel redu-
zierte sich im September um 3,6 % (-6,6 % ggü. Vj). 

Die Neuzulassungen von Pkw durch Privatpersonen sind 
im Oktober um 9,1 % gestiegen, nachdem sie im September 
um 0,7 % zurückgegangen waren. Die Pkw-Neuzulassungen 
insgesamt erhöhten sich im Oktober mit 1,1 % deutlich 
schwächer. Ursächlich hierfür war vor allem die schwache 
Entwicklung der Pkw-Neuzulassungen von Unternehmen 
und Selbstständigen, die sich im Oktober im Gefolge des 
Auslaufens der Umweltprämie Ende August erneut um 2,8 % 
verringerten. 

Frühindikatoren für die weitere Entwicklung des privaten 
Konsums sendeten zuletzt gemischte Signale: Laut Prog-
nose der GfK wird sich das Konsumklima im November 
erneut etwas eintrüben, nachdem es sich bereits im Sep-
tember und Oktober leicht verschlechtert hatte. Alles in 
allem übertrifft das Konsumklima aber aufgrund einer spür-
baren Erholungsphase im Winterhalbjahr 2022/2023 sein 
Niveau vom Oktober 2022 immer noch deutlich. Die ifo 
Geschäftserwartungen im Einzelhandel haben sich im Ok-
tober zum dritten Mal in Folge verbessert, liegen jedoch 
weiterhin im negativen Bereich. Die Beurteilung der aktu-
ellen Lage hat sich weiter eingetrübt. Insgesamt sprechen 
die Frühindikatoren am aktuellen Rand für eine 
zunächst weiterhin verhaltene Entwicklung der 
privaten Konsumausgaben. Bei steigenden Real-

INDUSTRIE

Veränderung ggü. Vorzeitraum in % 
(Volumen, saisonbereinigt)

2.Q. 3.Q. Juli Aug. Sep.
PRODUKTION
Insgesamt -0,7 -2,1 -1,3 0,6 -1,7

Vorleistungsgüter -1,7 -1,2 -0,9 0,6 -1,9
Investitionsgüter 0,1 -2,9 -2,2 1,4 -0,2
Konsumgüter -0,6 -2,2 -0,2 -1,5 -4,9

UMSÄTZE
Insgesamt 0,6 -1,5 -0,9 -0,5 -1,6

Inland -1,4 -1,0 0,3 0,4 -1,1
Ausland 2,4 -2,1 -1,9 -1,3 -2,1

AUFTRAGSEINGÄNGE
Insgesamt 0,5 -4,0 -11,4 1,9 0,2

Inland 2,0 -7,1 -9,2 2,3 -5,9
Ausland -0,6 -1,7 -12,7 1,6 4,2
Vorleistungsgüter -2,1 -1,0 -4,8 3,7 0,9
Investitionsgüter 1,7 -6,2 -15,3 -0,1 0,7
Konsumgüter 2,3 0,5 -7,0 8,6 -8,4

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)

zu einem kräftigen Zuwachs gekommen war (+1,9 %). Wäh-
rend die Bestellungen aus dem Ausland deutlich zunahmen 
(+4,2 %), war die Inlandsnachfrage stark rückläufig (-5,9 %). 
Der Anteil an Großaufträgen war diesmal wieder über-
durchschnittlich; ohne Großaufträge gingen die Auftrags-
eingänge um 2,2 % zurück. Vor allem im Maschinenbau war 
im September ein kräftiges Plus der Auftragseingänge zu 
beobachten (+8,5 %). Der ähnlich gewichtige Bereich Kfz und 
Kfz-Teile musste hingegen erneut Orderrückgänge verzeich-
nen (-2,5 %). Auch die Bestellungen pharmazeutischer Er-
zeugnisse waren rückläufig (-7,6 %). Die energieintensive 

Volumenindex (2015 = 100, saisonbereinigt)

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)

PRODUKTION IM PRODUZIERENDEN 
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VERBRAUCHERPREISINDEX

Veränderung in % ggü. Vormonat ggü.  
Vorjahresmonat

Sep. Okt. Sep. Okt.

Insgesamt 0,3 0,0 4,5 3,8

Insgesamt ohne Energie  
und Nahrungsmittel  
(Kerninflation)

0,2 0,2 4,6 4,3

Nahrungsmittel 0,4 0,1 7,5 6,1

Wohnung, Betriebskosten 0,0 -0,1 3,5 2,0

Gesundheitspflege 0,1 0,1 3,0 2,8

Verkehr 0,5 -0,5 1,2 0,8

Nachrichtenübermittlung 0,0 0,1 1,2 0,8

Freizeit, Unterhaltung, Kultur -0,9 -0,3 5,6 5,4

Bildungswesen 2,6 0,3 4,4 3,9
Beherbungs- u.  
Gaststättendienstl. 0,2 0,0 6,6 6,5

Energie 0,8 -1,7 1,0 -3,2

Kraftstoffe 2,2 -2,8 -6,0 -7,7

Dienstleistungen -0,1 0,1 4,0 3,9
Insgesamt (saisonbereinigt) 0,3 0,0 - - 

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)

Auch auf den vorgelagerten Wirtschaftsstufen ist weiter 
eine nachlassende Preisdynamik zu beobachten. Die Er-
zeugerpreise sind im September 2023 um 14,7 % gegenüber 
September 2022 gesunken (Aug.: -12,6 %; Juli: -6,0 %). Das 
war der stärkste Rückgang seit Beginn der Erhebung im 
Jahr 1949, der auf einen Basiseffekt aufgrund des hohen 
Preisniveaus im Vorjahr zurückzuführen ist. Infolge des 
Kriegs in der Ukraine waren die Erzeugerpreise im August 
und September 2022 so stark gestiegen wie noch nie zuvor 
(Aug. 22: +46,1 %; Sep. 22: +45,8 % ggü. Vorjahresmonat). Im 
Vergleich zum Vormonat nahmen die Erzeugerpreise um 
0,2 % ab. Die Einfuhrpreise gingen im September mit  14,3 % 
gegenüber dem Vorjahresmonat kräftig zurück (+1,6 % ggü. 
Vormonat). Die Verkaufspreise im Großhandel sind im Sep-
tember im Vormonatsvergleich zwar gestiegen (+0,2 %), aber 
im Vorjahresvergleich um -4,1 % gefallen. 

Für die nächsten Monate ist – auch mit Blick auf die Preis-
erwartungen der Unternehmen – von einer weiter erhöhten, 
aber langsam abflauenden Preisdynamik auszugehen. Der 
Preisdruck vergangener Kostensteigerungen und Liefer-
kettenstörungen ist weitgehend überwälzt worden. Die 
Energiepreise liegen auf moderatem Niveau. Die geldpoli-
tische Straffung wirkt dämpfend auf die Nachfrageseite. Vor 
diesem Hintergrund geht die BReg in ihrer Herbstprojek-
tion von einer Inflationsrate im Jahr 2023 von 6,1 % aus und 
für die Jahre 2024 und 2025 von 2,6 % bzw. 2,0 %. 

löhnen und rückläufigen Inflationsraten dürfte aber mit 
einer Erholung des privaten Konsums in den kommenden 
Quartalen zu rechnen sein. 

INFLATIONSRATE SINKT SPÜRBAR 

Die Inflationsrate (Preisniveauanstieg binnen Jahresfrist) 
belief sich im Oktober auf 3,8 %. Das ist der niedrigste Wert 
seit August 2021, was vor allem auf einen Basiseffekt (sehr 
hohes Energiepreisniveau im Vorjahr) zurückzuführen ist. 
Im September hatte die Rate noch bei 4,5 % gelegen. Die 
Kernrate (ohne Energie und Nahrung) lag im Oktober bei 
4,3 % (Sep.: +4,6 %) und damit erneut höher als die Inflati-
onsrate. Nahrungsmittel verteuerten sich im Oktober ge-
genüber dem Vorjahresmonat nochmals überproportional 
(+6,1 %), allerdings ließ der Preisauftrieb hier ebenfalls wei-
ter nach (Sep.: +7,5 %). Erstmals seit Januar 2021 ist ein Rück-
gang der Energiepreise gegenüber dem Vorjahresmonat zu 
konstatieren (-3,2 %). Maßgeblich hierfür war vor allem ein 
Basiseffekt aufgrund des hohen Energiepreisniveaus im 
Vorjahr. Im Bereich der Dienstleistungen blieb der Preis-
auftrieb mit +3,9 % nahezu unverändert (Sep.: +4,0 %). 

An den Spotmärkten steigen die Preise für Erdgas seit Mit-
te Juli tendenziell wieder an. Aktuell liegt der TTF Base Load 
mit rd. 45 Euro/MWh aber noch etwa 60 % unter dem Ni-
veau vom August 2022. Gegenüber dem Vormonat ist aber 
ein Anstieg von rd. 7 % zu verzeichnen. Die Markterwartun-
gen deuten darauf hin, dass die Erdgaspreise in den kom-
menden Quartalen bei etwa 50 Euro/MWh bleiben werden. 
Erst 2027 dürften sie sich gemäß den Future-Preisen beim 
Vorkrisenniveau einpendeln. 

EINZELHANDELSUMSATZ OHNE HANDEL MIT KFZ
Volumenindex 2015 = 100, saisonbereinigt

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)
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ARBEITSMARKT

ARBEITSLOSE (SGB II und III)
2.Q. 3.Q. Aug. Sep. Okt.

in Mio. (Ursprungszahlen) 2,561 2,647 2,696 2,627 2,607
ggü. Vorjahr in 1.000 251 146 148 141 165

ggü. Vorperiode in 1.000* 62 47 21 12 30
Arbeitslosenquote 5,6 5,7 5,8 5,7 5,7

ERWERBSTÄTIGE (Inland)

2.Q. 3.Q. Jul. Aug. Sep.

in Mio. (Ursprungszahlen) 45,9 46,0 46,0 46,0 46,2
ggü. Vorjahr in 1.000 396 337 384 330 297
ggü. Vorperiode in 1.000* 88 8 1 -10 3

SOZIALVERSICHERUNGSPFLICHTIG BESCHÄFTIGTE

1.Q. 2.Q. Jun. Jul. Aug.

in Mio. (Ursprungszahlen) 34,6 34,7 34,7 34,6 34,8
ggü. Vorjahr in 1.000 359 285 258 256 218
ggü. Vorperiode in 1.000* 95 43 5 14 -3

* kalender- und saisonbereinigte Angaben
Quellen: Bundesagentur für Arbeit (BA), Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)

HERBSTBELEBUNG AM ARBEITSMARKT BLEIBT 
WEITER SCHWACH 

Die wirtschaftliche Schwächephase macht sich weiter auf 
dem Arbeitsmarkt bemerkbar. Die Arbeitslosigkeit ging im 
Oktober saisonal unterdurchschnittlich zurück. Saisonbe-
reinigt (sb) kam es zu einem Anstieg um 30.000 Personen. 
Die Erwerbstätigkeit blieb im September gegenüber Vor-
monat in etwa unverändert (sb +3.000 Personen), erreichte 
mit einem Überschreiten der Schwelle von 46 Mio. Erwerbs-
tätigen dennoch einen historischen Höchststand. Die so-
zialversicherungspflichtige Beschäftigung war im August 
ebenfalls fast unverändert (sb -3.000). Die Kurzarbeit stieg 

im August leicht und die Anzeigen für Oktober erhöhten 
sich erneut etwas, was allerdings wie im Vormonat auf Lie-
ferengpässe bei einzelnen Kfz-Werken zurückzuführen ist 
(Hochwasser in Slowenien). Frühindikatoren entwickelten 
sich unterschiedlich. Das ifo Beschäftigungsbarometer stieg 
im Oktober, die Einstellungsbereitschaft hat demnach wie-
der etwas zugenommen. Das IAB-Barometer weist ebenfalls 
eine positive, aber im Vergleich zum Frühjahr deutlich ge-
dämpfte Beschäftigungsperspektive aus. Die IAB-Kompo-
nente zur Arbeitslosigkeit trübte sich aber erneut deutlich 
ein und deutet auf weiter steigende Arbeitslosigkeit hin. Die 
konjunkturelle Schwäche dürfte somit den Arbeitsmarkt 
im Winter belasten, eine Erholung ist erst im Frühjahr zu 
erwarten. 

INSOLVENZEN STEIGEN WEITER AN

Die Zahl der beantragten Unternehmensinsolvenzen ist 
nach endgültigen Ergebnissen im Juli 2023 ggü. dem Vor-
monat Juni leicht um 2,5 % gestiegen (Juli: 1.586; Juni: 1.548). 
Der deutliche Anstieg im Vergleich zum Vorjahr (+37,4 % 
ggü. Juli 2022) stellt indes nicht eine Insolvenzwelle dar 
(aber: manche Branchen deutlich stärker betroffen als an-
dere), sondern kann (noch) als Normalisierung eingeordnet 
werden. Aufgrund der Aussetzung der Insolvenzantrags-
pflicht sowie umfassender staatlicher Stützungsmaßnah-
men gab es bis Mitte 2022 historisch niedrige Insolvenz-
zahlen. Insofern lassen sich die derzeitigen hohen Anstiege 
ggü. 2022 auch durch einen Basiseffekt erklären. Gleich-
zeitig stellt das herausfordernde wirtschaftliche 
Umfeld mit einer schwächelnden Nachfrage, 
hohen Energiepreisen, gestiegenen Finanzie-

ARBEITSLOSIGKEIT UND 
UNTERBESCHÄFTIGUNG (in 1.000)

Quellen: Bundesagentur für Arbeit (BA), IAB, Deutsche Bundesbank (BBk)
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rungskosten sowie geopolitischen Risiken zweifellos eine 
große Belastung für viele Unternehmen dar. Im Vergleich 
zum Vor-Corona-Niveau, hier bezogen auf den Mittelwert 
der Jahre 2016–2019, zeigt sich im Betrachtungszeitraum 
von Januar bis Juli, dass die Unternehmensinsolvenzzahlen 
der amtlichen Statistik in 2023 noch im niedrigen zwei-
stelligen Bereich unter dem früheren Niveau liegen. Am 
aktuellen Rand nähern sich die Zahlen dem Mittelwert 
2016–2019 aber an (Januar 2023: -23,7 %; Juli 2023: -5,4 %). 
Allerdings: Bezogen auf von Insolvenzverfahren betroffene 
Arbeitnehmer/-innen (+54,4 %) sowie voraussichtliche For-
derungen (+21,7 %) liegen die Zahlen von Januar bis Juli 2023 
bereits jetzt erkennbar über dem Vor-Corona-Niveau. 

Aktuelle Frühindikatoren wie der IWH-Insolvenztrend zei-
gen für Oktober 2023 (+2,1 % ggü. September 2023) eine 
Fortsetzung der Stabilisierung der Insolvenzzahlen, die seit 
Juli zu beobachten ist, auf dem aktuellen, leicht erhöhten 
Niveau. Laut Aussage des IWH wird für die nächsten Mo-
nate mit schrittweise steigenden Insolvenzzahlen gerechnet. 
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BIP NOWCAST FÜR DAS  
VIERTE QUARTAL 2023 UND DAS ERSTE 

QUARTAL 2024

D as Prognosemodell des Nowcast schätzt für das vier-
te Quartal 2023 aktuell einen saison- und kalender-

bereinigten Rückgang des Bruttoinlandsprodukts gegen-
über dem Vorquartal um 0,3 %. Der Nowcast liefert eine 
täglich aktualisierte, rein technische, zeitreihenanalytische 
Prognose der Wirtschaftsleistung unabhängig von der Ein-
schätzung der Bundesregierung und des Bundesministe-
riums für Wirtschaft und Klimaschutz. Erste Ergebnisse zur 
wirtschaftlichen Entwicklung im vierten Quartal 2023 wer-
den vom Statistischen Bundesamt am 31. Januar 2024 und 
für das erste Quartal 2024 am 30. April 2024 veröffentlicht 
(„Schnellmeldung“). 

Die Abbildung veranschaulicht die Entwicklung des Now-
cast seit Juli 2023: Der Schätzwert belief sich bei erstmaliger 
Berechnung Anfang Juli auf +0,3 %. Der Rückgang bis auf 
-0,1 % Ende August ergab sich u. a. durch abwärtsgerichtete 
Auftragseingänge in der Industrie für den Berichtsmonat 
Juni und enttäuschende Umfrageergebnisse (ZEW-Kon-
junkturerwartungen, PMI, ifo Geschäftsklima). Nach einem 
kurzen Auftrieb Anfang September im Zuge positiver Nach-
richten zu Baubeginnen und privatem Konsum aus Frank-
reich dämpften schwache Umfragewerte zum Verbraucher-
vertrauen in der Eurozone den Nowcast abermals. 
Anschließend brachten ein verbesserter ifo Geschäftsklima-

index sowie Aufwärtsrevisionen der Datenlage den Nowcast 
wieder in den positiven Bereich. Mit PMI-Veröffentlichun-
gen zu Dienstleistungen (Deutschland, Eurozone) sowie 
Produktion (Frankreich, Eurozone) ging der Schätzwert 
Ende Oktober deutlich zurück. Seit Anfang November ka-
men weitere Abwärtsrevisionen des Nowcast bis auf -0,3 % 
aufgrund schwächerer Daten als erwartet zum Außen -
handel sowie zu Industrieumsätzen und Produktion für den 
Berichtsmonat September hinzu.

Der Nowcast für das erste Quartal 2024 liegt aktuell bei 
0,1 %. Der Schätzwert bewegt sich seit erstmaliger Berech-
nung Anfang Oktober seitwärts. Negative Einflüsse wie 
enttäuschende ifo-Umfrageergebnisse zum Verarbeitenden 
Gewerbe und Handel wurden dabei durch positive Faktoren 
wie Informationen zum Konsumentenvertrauen in Italien, 
zu den Baubeginnen in Frankreich sowie zu robusten Be-
schäftigungsdaten ausgeglichen. 

1       Für nähere Erläuterungen zur Methode, den verwendeten Daten und der Interpretation des Modells siehe Senftleben und Strohsal (2019):  
„Nowcasting: Ein Echtzeit-Indikator für die Konjunkturanalyse“, Schlaglichter der Wirtschaftspolitik, Juli 2019, Seite 12-15, und Andreini,  
Hasenzagl, Reichlin, Senftleben und Strohsal (2020): „Nowcasting German GDP“, CEPR DP14323.

Der Nowcast für die saison- und kalenderbereinigte Verände-
rungsrate des BIP beträgt -0,3 % für das vierte Quartal 2023 
bzw. +0,1 % für das erste Quartal 2024 (Stand 13. November).1

IN KÜRZE

Das Modell zur Prognose des deutschen Bruttoinlandsprodukts 
wird von Now-Casting Economics Ltd. betrieben. Der hier ver-
öffentlichte Nowcast ist eine rein technische, modellbasierte 
Prognose. Die Schätzungen sind mit einer hohen statistischen 
Unsicherheit behaftet, die mit Modellprognosen immer einher-
geht. Es handelt sich bei dem Nowcast weder um die Prognose 
des BMWK noch um die offizielle Projektion der Bundesregierung.

DAS MODELL
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ENTWICKLUNG DES BIP NOWCAST FÜR DAS 4. QUARTAL 2023 UND DAS 1. QUARTAL 2024 IN %

Quelle: Now-Casting Economics Ltd.

Q4 2023, saison- und kalenderbereinigtes Wachstum gegenüber Vorquartal Q1 2024, saison- und kalenderbereinigtes Wachstum gegenüber Vorquartal 
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D ie Weltwirtschaft verliert an Schwung. Die an der Ge-
meinschaftsdiagnose (GD) beteiligten Forschungsins-

titute bescheinigen der Weltkonjunktur nach kräftigem 
Start in das Jahr 2023 eine deutliche Verlangsamung über 
den Sommer. Diese resultiere im Wesentlichen aus einer 
schwachen Industrieproduktion und den in den meisten 
Weltregionen stark gestiegenen Zinsen, welche vor allem 
die Wohnungsbauinvestitionen hemmen. Als weiterer 
dämpfender Faktor wird die verhaltene Entwicklung in 
China, die wesentlich aus der Verschuldung im dortigen 
Immobiliensektor resultiert, ausgemacht. Sind kurzfristig 
geldpolitische Straffungen, Haushaltskonsolidierungen und 
Basiseffekte aus der Erholung nach der Pandemie die we-
sentlichen Faktoren, so dürften auf mittlere Sicht die schwa-
che Produktivitätsentwicklung, geringes Tempo bei Struk-
turreformen und die Gefahr einer geoökonomischen 
Fragmentierung wachstumshemmend wirken. In den fort-
geschrittenen Volkswirtschaften dürften zudem die demo-
grafischen Herausforderungen zu einer verringerten Er-
werbsbeteiligung beitragen. 

Die Inflation sinkt nur langsam von sehr hohem Niveau. 
Die in fast allen Weltregionen sehr hohe Inflation sehen die 
Institute der GD mittelfristig wieder sinken und den durch 
sie erzeugten Kaufkraftentzug zunehmend durch Lohn-
zuwächse kompensiert. In den USA wird die Erreichbarkeit 
der 2 %-Inflationsmarke für Mitte 2024, für Europa gegen 
Ende 2024 erwartet. Über die Wintermonate wird noch 
nicht mit einer Erholung der Industrieproduktion gerech-
net, aber die Realeinkommenszuwächse im Zuge der Lohn-

DIE WELT WIRTSCHAFT STABILISIERT  
SICH AUF NIEDRIGEM NIVEAU –  

RISIKEN DOMINIEREN WEITERHIN  
UND DIVERGENZEN NEHMEN ZU

anpassungen sollten allmählich zur Belebung des Konsums 
beitragen. Sehr ähnlich wird die Lage von internationalen 
Organisationen wie dem Internationalen Währungsfonds 
IWF oder der OECD gesehen. Deren jüngste Prognosen 
(IWF: 10.10., OECD: 19.09.) bestätigen, dass sich die Welt-
wirtschaft verlangsamt, wobei die Inflation gegenüber dem 
Mehrjahreshoch des letzten Jahres zurückgeht. Der IWF 
sieht die Inflationsraten von 6,9 % in 2023 auf 5,8 % in 2024 
sinken, wobei die meisten Länder nicht vor 2025 in die Nähe 
der Zielmarken ihrer Zentralbanken kämen. Auch die OECD 
erwartet im Jahresmittel 2024 weder in den USA noch in 
der Eurozone eine Inflationsrate von kleiner gleich 2 % und 
rechnet selbst für Japan mit 2,1%. Ungeachtet der jüngsten 
Volatilität der Ölpreise hat die Stabilisierung der weltweiten 
Rohstoffpreise die Gesamtinflation in den meisten Ländern 
auf das Niveau von Anfang 2021 zurückgeführt und damit 
die Krise bei den Lebenshaltungskosten gemildert. 

Der Welthandel wächst sehr langsam. Der IWF erwartet, 
dass das Wachstum des Welthandels von 5,1 % im Jahr 2022 
auf 0,9 % im Jahr 2023 zurückgeht, bevor es 2024 auf 3,5 % 
ansteigt. Damit läge des Handelswachstum deutlich unter 
dem Durchschnitt der Jahre 2000–2019 von 4,9 %. Der pro-
gnostizierte Rückgang im Jahr 2023 spiegelt die Entwick-
lung der globalen Nachfrage wider, aber auch die Verschie-
bung ihrer Zusammensetzung hin zu inländischen 
Dienstleistungen. Weitere Faktoren sind die verzögerten 
Auswirkungen der Dollaraufwertung, die den Handel auf-
grund der weit verbreiteten Fakturierung von Produkten 
in Dollar verlangsamt, sowie zunehmende Handelsschran-
ken.

Lieferkettenschwierigkeiten sind weitgehend durch neue 
Probleme abgelöst. Während sich die durch die Pandemie 
unterbrochenen Lieferketten weitgehend erholt haben, 
zeigt das globale Verarbeitende Gewerbe angesichts des 
schwachen Produktivitätswachstums, des Auslaufens der 
Stützungsmaßnahmen im Zuge der Covid-Krise und der 
schwierigen finanziellen Bedingungen Schwächen. Darüber 
hinaus haben die nach der Pandemie eingetretene Verschie-
bung der Nachfrage in Richtung des Dienstleistungssektors 
sowie die erhöhte Unsicherheit über die künftige geoöko-
nomische Lage zu einer Investitionszurückhaltung geführt. 
Zudem gerät ein erhofftes Zugpferd der Weltkon-
junktur ins Straucheln: Es gibt Anzeichen dafür, 
dass der Aufschwung durch die Wiederöffnung 

Zwar hat sich die Prognose für die globalen Durchschnitts-
werte von Wachstum und Inflation gegenüber dem im August 
an dieser Stelle veröffentlichten Artikel kaum verändert, aber in 
den einzelnen Ländern und Regionen sind Verschiebungen zu 
beobachten. Dabei deutet sich zunehmend an, dass die Welt-
wirtschaft vor einer längeren Phase unterdurchschnittlichen 
Wachstums steht. Die mittelfristigen Aussichten für das Wirt-
schaftswachstum sind so niedrig wie seit Jahrzehnten nicht 
mehr. Länder mit mittlerem und niedrigem Einkommen sind 
relativ stärker betroffen mit der Folge, dass der Aufholprozess 
zu einem höheren Lebensstandard langsamer als zuvor ver-
läuft. 

IN KÜRZE
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Chinas nur von kurzer Dauer war und sich die Dynamik 
verlangsamt hat.

Die Aussichten bleiben bescheiden, die Unterschiede  
nehmen zu. Der IWF geht davon aus, dass sich das globa-
le Wachstum auf 3,0 % in diesem und 2,9 % im nächsten 
Jahr (von 3,5 % im Jahr 2022) abschwächen wird. Dies wird 
vor allem auf die nachlassende Erholung nach der Pande-
mie, den russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine und 
die strafferen geldpolitischen und finanziellen Rahmen-
bedingungen zurückgeführt. Die OECD erwartet für dieses 
Jahr 2,9 % und für nächstes Jahr 2,7 %. Hinter den Gesamt-
zahlen – die allesamt vor dem jüngsten Nahost-Konflikt 
veröffentlicht wurden – verbergen sich wachsende Unter-
schiede zwischen den Regionen. Besonders ausgeprägt ist 
die Verlangsamung in der Eurozone, wo das Wachstum 
von 3,6 % im Jahr 2022 auf 0,7 % (IWF) bzw. 0,6 % (OECD) 
in diesem Jahr zurückgehen dürfte. Für die meisten großen 
Schwellenländer außer Brasilien, China und Russland wird 
in diesem Jahr ebenfalls eine Abschwächung erwartet. 

Die kurzfristigen Risiken sind nach wie vor eher abwärts-
gerichtet. Die Wahrscheinlichkeit einer harten Landung 
hat sich nach der Beilegung des Streits um die US-Schul-
denobergrenze Anfang Juni und dem Rückgang der Risiken 
im Bankensektor Anfang des Jahres verringert. Dennoch 
dominieren in der Gesamtbetrachtung die Risiken nach wie 
vor über die Chancen: 

• Der Krieg in der Ukraine und der Nahost-Konflikt könn-
ten sich verschärfen und die Preise für Lebensmittel und 
Brennstoffe weiter in die Höhe treiben. Der jüngste An-
stieg der Rohstoffpreise könnte sich fortsetzen und zu 
einer erneuten Krise der Lebenshaltungskosten führen, 
die vor allem die Schwächsten treffen würde. 

ABBILDUNG 1: INDEX DER LIEFERKETTENSTÖRUNGEN UND GOOGLE-SUCHEN ZU COVID-19

Quellen: IWF

Juli 2019 Jan. 2020 Juli 2020 Jan. 2021 Juli 2021 Jan. 2022 Juli 2022 Jan. 2023 Aug. 2023
Global Supply Chain Pressure Index – Index für globale Lieferkettenstörungen (linke Skala) Google-Suchanfragen zu Covid-19 (rechte Skala)
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• Da die Reallöhne in vielen fortgeschrittenen Volkswirt-
schaften deutlich unter dem Niveau vor der Pandemie 
liegen, könnte es dort, wo die Arbeitsmärkte angespannt 
sind, Spielraum für eine Erholung der Realeinkommen 
geben. Sollte dies der Fall sein, würde dies einen Auf-
wärtsdruck auf die Inflation ausüben, sofern sich die 
Gewinnmargen der Unternehmen nicht entsprechend 
verringern. 

• Weitere Inflationsschocks, bspw. durch Lohn-Preis- 
Spiralen oder kriegsbedingte Embargos, könnten eine 
noch restriktivere Geldpolitik auslösen, die Wirtschafts-
tätigkeit belasten und zu einer Neubewertung an den 
Finanzmärkten und einer Verschärfung der globalen 
Finanzbedingungen führen, was schließlich eine Staats-
schuldenkrise in einer größeren Gruppe von Volkswirt-
schaften auslösen könnte. 

• Die Wachstumsdynamik Chinas könnte sich weiter ab-
schwächen, sollte sich die Krise im dortigen Immobi-
liensektor verschärfen, mit negativen grenzüberschrei-
tenden Auswirkungen. Klima- und geopolitische 
Schocks könnten zu einem weiteren Anstieg der Le-
bensmittel- und Energiepreise führen. Eine breitere 
geoökonomische Fragmentierung birgt das Risiko grö-
ßerer Verzerrungen und politischer Unsicherheit. 

• Eine weitere Verschlechterung der globalen Finanzie-
rungsbedingungen könnte die Verschuldungsproble-
matik verschärfen. Die Renditeaufschläge für Staats-
anleihen liegen in den meisten Schwellen- und 
Entwicklungsländern über dem Niveau vor der Pande-
mie, und etwa ein Viertel der Staatsanleihen 
von Schwellenländern wird als notleidend 
eingestuft. Ein weiterer Anstieg der Kredit-
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kosten würde die Kosten für den Schuldendienst sowie 
die Prolongations- und damit die Ausfallrisiken erhö-
hen. Eine unerwartet starke Aufwertung des US-Dollars 
würde die nachteiligen Auswirkungen auf Volkswirt-
schaften mit einem hohen Anteil an US-Dollar-Schul-
den noch verstärken.

Auf der Chancen-Seite ist dagegen zu vermerken, dass die 
Risiken für den Bankensektor in den letzten Monaten nach-
gelassen haben und die Gesamtinflation schneller als  
erwartet zurückgegangen ist. Wenn sich diese Tendenz fort-
setzt und auch die Kerninflation erfasst, würde die Not-
wendigkeit einer geldpolitischen Straffung geringer und 
eine weichere Landung möglich. Die jüngsten Entwicklun-
gen im Bereich der künstlichen Intelligenz und Fortschrit-
te bei grünen Technologien könnten das Produktivitäts-
wachstum wieder ankurbeln. Als positiv bemerkt der IWF 
die Resilienz der Arbeitsmärkte, besonders in den entwi-
ckelten Volkswirtschaften, von denen bislang kaum Signa-
le für Lohn-Preis-Spiralen ausgingen.

Entwicklung der Kerninflation mittelfristig bedeutend. 
Infolge der strafferen Geldpolitik und sinkender Rohstoff-
preise hat sich die Gesamtinflation verringert. Auch die 
Krise bei den Lebenshaltungskosten hat sich aufgrund der 
nachlassenden Lebensmittel- und Energiepreise abge-
schwächt. In den ärmsten Volkswirtschaften bleibt die Last 
aber drückend. Zudem erweist sich die Kerninflation als 
hartnäckig und bleibt in den meisten Volkswirtschaften 
über dem Zielwert. Diese Hartnäckigkeit nährt die Erwar-
tung, dass die Zinssätze auch längerfristig hoch bleiben 
könnten. Angesichts steigender Schuldendienstkosten und 
eines starken Dollars dürfte dies die Verschuldung in eini-
gen Schwellen- und Entwicklungsländern noch bedenkli-
cher werden lassen.

Die mittelfristigen Aussichten sind so trübe wie seit Jahr-
zehnten nicht mehr. Die Prognosen des IWF für das glo-
bale Wachstum fünf Jahre im Voraus sind von einem 
Höchststand von 4,9  % im Jahr 2013 auf nur noch 3,1  % im 
Jahr 2023 gesunken. Dabei sinkt das Wachstum der Schwel-
len- und Entwicklungsländer relativ stärker als das der fort-
geschrittenen Volkswirtschaften, so dass der Aufholprozess 
der Lebensstandards deutlich langsamer verläuft. Gleich-
zeitig bringt dies Herausforderungen für die Schulden-
tragfähigkeit und für Investitionen zur Bekämpfung und 
Beherrschung des  Klimawandels mit sich.

REGIONALE ENTWICKLUNGEN

In Nordamerika hat sich die wirtschaftliche Situation bes-
ser entwickelt, als noch im Sommer zu erwarten war. In den 
USA nahmen sowohl der private Konsum als auch die An-
lageinvestitionen spürbar zu. Letzteres dürfte auch auf die 
jüngst eingeführten Subventionen für die Halbleiterindus-

trie und im Bereich der Transformationstechnologien zu-
rückzuführen sein. Bei den Wohnungsbauinvestitionen hat 
sich der Abschwung fortgesetzt, aber etwas abgeschwächt. 
Im Winterhalbjahr dürfte sich der Konsum nach Einschät-
zung der an der GD beteiligten Institute vorübergehend 
abschwächen, zumal die während der Corona-Pandemie 
aufgestauten Ersparnisse der privaten Haushalte bereits  
zu großen Teilen aufgebraucht wurden. Angesichts der im 
historischen Vergleich niedrigen Sparquote ist hier kein 
neuer signifikanter Impuls zu erwarten. Die restriktive 
Geldpolitik sowie eine geringere Dynamik der Beschäfti-
gungsnachfrage dürften die Konsumnachfrage ebenfalls 
dämpfen. Andererseits wird damit gerechnet, dass die Un-
ternehmensinvestitionen, auch angesichts der staatlichen 
Förderprogramme, weiterhin zulegen, wenn auch weniger 
dynamisch als zuletzt.

Das diesjährige Wachstum der USA sieht die OECD nun bei 
2,2 % und der IWF bei 2,1 %, was gegenüber den letzten Pro-
gnosen eine Aufwertung um 0,6 bzw. 0,3 Prozentpunkte 
bedeutet. Auch für 2024 erfolgten Anpassungen nach oben, 
bei der OECD um 0,3 Prozentpunkte auf 1,3 %, beim IWF 
um 0,5 Prozentpunkte auf 1,5 %. Die positive Überraschung 
wird auch von den internationalen Organisationen auf 
stärkere Unternehmensinvestitionen im zweiten Quartal 
und ein robustes Konsumwachstum zurückgeführt. Die 
Arbeitslosenquote sieht der IWF von voraussichtlich 3,6 % 
im zweiten Quartal 2023 auf einen Höchststand von 4,0 % 
im letzten Quartal 2024 ansteigen – ein niedrigeres Maxi-
mum als zuvor prognostiziert, das mit einer weichen Lan-
dung der US-Wirtschaft kompatibel ist. Die jüngste Zins-
erhöhungspause der Zentralbank nährt diese Hoffnung. 

Die überraschend resiliente Nachfrage der USA strahlt auch 
auf den südlichen Nachbar Mexiko aus, dessen Wachstums-
prognose für 2023 seitens IWF und OECD um 0,6 bzw. 0,7 
Prozentpunkte nach oben auf 3,2 % bzw. 3,3 % angehoben 
wurde. Dafür wird insbesondere die mit Verspätung ein-
getretene Erholung im Baugewerbe und Dienstleistungs-
sektor angeführt. Auch für 2024 wird Mexiko mit 2,1 % (IWF) 
bzw. 2,5 % (OECD) beim Wachstum in Nordamerika vorn 
gesehen. Für Kanada erwarten IWF und OECD in diesem 
Jahr 1,3 % bzw. 1,2 % und für 2024 1,6 % bzw. 1,4 % Wachs-
tum, jeweils mit leichten Abwärtsrevisionen für dieses  
Jahr. Hohe Finanzierungskosten belasten die Konjunktur 
und niedrigere Rohstoffpreise haben die Terms-of-Trade-
Gewinne des letzten Jahres zunichtegemacht.

Im Kontrast zu Nordamerika überraschte China in den 
letzten Monaten in negativer Hinsicht. Das Ende der Null-
Covid-Politik im Dezember 2022 gab der Wirtschaft nur 
kurzzeitig Schub. Die Probleme am Immobilienmarkt wir-
ken sich spürbar auf die Konjunktur aus. Die 
Wohnungspreise fallen seit dem Frühling wieder, 
die Zahl der Bauvorhaben ist stark zurückgegan-
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gen und weitere große Immobilienkonzerne sind in Zah-
lungsschwierigkeiten geraten. Country Garden – der größ-
te Immobilienentwickler und einer der Hauptprofiteure 
staatlicher Unterstützung – sieht sich einer schweren Li-
quiditätskrise gegenüber, was darauf hindeutet, dass sich 
die Immobilienkrise trotz politischer Unterstützung aus-
breitet. Auch andere Bauträger sehen sich  außerstande, 
bereits verkaufte Häuser fertigzustellen. Dies untergräbt das 
Verbrauchervertrauen. Die Immobilieninvestitionen gehen 
weiter zurück und die Wohnungspreise fallen, was die Ein-
nahmen der lokalen Regierungen aus Grundstücksverkäu-
fen unter Druck setzt und die ohnehin fragilen öffentlichen 
Finanzen belastet. Diese Entwicklungen haben zusammen 
mit der Unsicherheit auf dem Arbeitsmarkt – die sich in 
hoher Jugendarbeitslosigkeit (Juni 2023: über 20 %) wider-
spiegelt – den Konsum belastet. Auch die Industrieproduk-
tion, die Unternehmensinvestitionen und die Exporte 
schwächen sich ab, was auf eine Kombination aus nach-
lassender Auslandsnachfrage und geopolitischer Unsicher-
heit zurückzuführen ist.

Dennoch bleibt das offizielle Wachstumsziel von 5 % in die-
sem Jahr erreichbar. Der IWF erwartet im Jahr 2023 ein 
Wachstum von 5,0 %, die OECD von 5,1 %, was Revisionen 
um -0,2 bzw. -0,3 Prozentpunkte entspricht. Für 2024 wer-
den 4,2 % (IWF) und 4,6 % (OECD) erwartet, was aus Revi-
sionen um -0,3 bzw. -0,5 Prozentpunkte folgt. Diese leichte 
Verlangsamung reflektiert im Wesentlichen ein geringeres 
Potenzialwachstum auch infolge der demografischen Ent-
wicklung. Eine weitere Verschlechterung der Lage am Im-
mobilienmarkt bildet derzeit das größte Abwärtsrisiko für 
die Konjunktur. Rohstoffexporteure und Länder, die Teil 
der industriellen Wertschöpfungsketten Asiens sind, sind 
am stärksten von Chinas nachlassender Dynamik betroffen. 
Angesichts der Wirtschaftsflaute und sinkender Energie- 
und Lebensmittelpreise ging die Inflation im zweiten Quar-
tal 2023 dem IWF zufolge auf 0,2 % (im Jahresvergleich) 
zurück, womit China weltwirtschaftlich einen Ausreißer 
darstellt.

In Japan legte die gesamtwirtschaftliche Produktion im 
ersten Halbjahr 2023 kräftig zu, was im Wesentlichen auf 
zunehmenden Exporten infolge einer deutlichen Abwer-
tung des Yens beruhte. Diese bedingte auch den für japani-
sche Verhältnisse sehr deutlichen Anstieg der Inflation  
(Jan. 2023: 4,3 %, Sep. 2023: 3,0 %) . Der IWF und die OECD 
erwarten einen Anstieg des Wachstums von 1,0 % im Jahr 
2022 auf 2,0 % bzw. 1,8 % in diesem Jahr, was einer Aufwärts-
korrektur um 0,6 bzw. 0,5 Prozentpunkte entspricht und 
mit aufgestauter Nachfrage, einem Anstieg des Tourismus, 
akkommodierender Politik sowie der Erholung der Auto-
mobilexporte, die zuvor durch Lieferkettenprobleme ge-
bremst worden waren, begründet wird. Für 2024 werden 
1,0 % Wachstum erwartet.

Die europäische Konjunktur stagniert bei schwacher Ten-
denz. Während das EU-BIP im 3. Quartal mit 0,1 % ggü. Vor-
quartal minimal wuchs, schrumpfte das Eurozonen-BIP mit 
0,1 % leicht. Während das deutsche BIP ebenfalls leicht 
schrumpfte (-0,1 %), stagnierte es in Italien (0,0 %) und 
wuchs minimal in Spanien und Frankreich (je +0,1 %). Der 
Einkaufsmanagerindex (ein umfragebasierter vorausschau-
ender Indikator) zeigt – wie viele andere Indikatoren derzeit 
– weiteren Abschwung an. Die Inflation fiel zuletzt stärker 
als erwartet. Sie betrug im September in der Eurozone 2,9 %, 
die Kerninflation (ohne die stark schwankenden Preise für 
Energie und Nahrungsmittel) lag bei 4,5 %, das Preisniveau 
bei Energie fiel um 11,1 %, während Lebensmittel um 7,5 % 
teurer wurden. Die deutsche Inflation liegt gemessen mit 
dem Harmonisierten Verbraucherpreisindex im September 
bei 3,0 %, in Frankreich bei 4,5 %, in Italien bei 1,9 % und 
Spanien bei 4,9 %. Die Bandbreite innerhalb der Eurozone 
reicht dabei von -1,7 % in Österreich bis 7,8 % in der Slowa-
kei; die Amplitude ist 9,5 %-Punkte – diese hat sich zuletzt 
wieder ausgeweitet.

Insgesamt wird das Wachstum im Euroraum den IWF-Pro-
jektionen zufolge von 3,3 % im Jahr 2022 auf 0,7 % im Jahr 
2023 zurückgehen, bevor es im Jahr 2024 auf 1,2 % ansteigt. 
Die IWF-Prognose wurde für 2023 und 2024 um 0,2 bzw. 
-0,3 Prozentpunkte nach unten korrigiert, wobei die wich-
tigsten Volkswirtschaften des Euroraums voneinander ab-
weichen: Für Deutschland, für das ein leichter Rückgang 
des Wirtschaftswachstums prognostiziert wurde, ergibt 
sich eine Abwärtskorrektur um 0,2 Prozentpunkte auf 
-0,5 %. Für Frankreich, wo die Industrieproduktion aufge-
holt hat und die Auslandsnachfrage in der ersten Jahres-
hälfte 2023 überdurchschnittlich war, wurde eine Aufwärts-
korrektur um 0,2 Prozentpunkte auf 1,0 % vorgenommen. 
Die OECD hat sehr ähnliche Erwartungen bezüglich des 
Euroraums – mit 0,6 % Wachstum für dieses und 1,1 % für 
nächstes Jahr bei Abwärtskorrekturen um 0,3 und 0,4 Pro-
zentpunkte – und dessen größte Volkswirtschaften (Details 
s. Tabelle).

In Großbritannien ist die Produktion in den vergangenen 
drei Quartalen jeweils geringfügig gestiegen, die aktuelle 
Wirtschaftslage bleibt dennoch schwierig: Die Inflation geht 
zwar zurück, ist aber weiterhin höher als in den USA und 
im Euroraum. Um sie wieder einzudämmen, hat die Zentral-
bank ihren Leitzins seit Ende 2021 stetig erhöht, zuletzt auf 
5,25 %. Die Institute der GD erwarten, dass der Leitzins im 
Winterhalbjahr seinen Gipfel bei 5,5 % oder 5,75 % erreichen 
wird. Die hohen Zinsen schlügen diesmal allerdings nicht 
so schnell wie früher auf die Realwirtschaft durch, denn der 
Anteil der Haushalte, die Hypotheken mit flexiblen Zinsen 
zu bedienen haben, sei in den letzten zehn Jahren 
stark zurückgegangen. Auch wenn die Arbeits-
losenquote im Jahresverlauf um einen halben 



S C H L A G L IC H T E R _ 1 2 |2 3 _KO N J U N K T U R 42

Prozentpunkt gestiegen sei, seien Arbeitskräfte weiter 
knapp. Bei hoher Lohndynamik dürften die Realeinkom-
men nach Rückgängen im Vorjahr in diesem Jahr in etwa 
stagnieren. Alles in allem dürfte das Bruttoinlandsprodukt 
in den kommenden Jahren nur leicht expandieren. Seitens 
des IWF wird ein Rückgang des Wachstums von 4,1 % im 
Jahr 2022 auf 0,5 % in diesem Jahr prognostiziert, wobei die 
Prognose um 0,1 Prozentpunkte nach oben korrigiert wur-
de. Für 2024 werden 0,6 % erwartet, was einer Absenkung 
um 0,4 Prozentpunkte entspricht. Der Wachstumsrückgang 
spiegelt die straffere Geldpolitik zur Eindämmung der im-
mer noch hohen Inflation und die anhaltenden Auswir-
kungen des Terms-of-Trade-Schocks durch die hohen Ener-
giepreise wider. Die OECD erwartet in diesem Jahr 0,3 % 
und im nächsten Jahr 0,8 %.  

In Russland hat die gesamtwirtschaftliche Produktion im 
zweiten Quartal 2023 ihr Niveau von vor dem Überfall auf 
die Ukraine wieder erreicht. Im Zusammenhang mit den 
gestiegenen Militärausgaben erhöhten sich die Investitio-
nen, aber auch der private Konsum stieg dank höherer 
Reallöhne und Sozialleistungen. Allerdings zeigen sich Eng-
pässe am Arbeitsmarkt, weil seit Beginn des Krieges viele 
Arbeitskräfte in die Armee eingezogen wurden oder das 
Land verlassen haben, um dem Kriegsdienst zu entgehen. 

Dennoch erweist sich die gesamtwirtschaftliche Entwick-
lung als robust. Die IWF-Prognose geht von einem Anstieg 
von -2,1 % im Jahr 2022 auf 2,2 % im Jahr 2023 aus, mit einer 
Aufwärtskorrektur von 0,7 Prozentpunkten für 2023. Für 
2024 werden 1,1 % Wachstum erwartet, was einer Korrektur 
um -0,2 Prozentpunkte entspricht. Die OECD sieht dagegen 
nur 0,8 % in diesem und 0,9 % Wachstum im nächsten Jahr, 
hat damit aber ihre bisher noch geringeren Erwartungen 
um 2,3 bzw. 1,3 Prozentpunkte erhöht. Der Wachstums-
anstieg – wie hoch er letztlich auch ausfallen mag – spiegelt 
einen erheblichen fiskalischen Stimulus, starke Investitio-
nen und einen robusten Konsum vor dem Hintergrund 
eines angespannten Arbeitsmarktes wider. Bei der Inter-
pretation ist allerdings weiter Vorsicht geboten. Insbeson-
dere sind diese nur bedingt geeignet, Aussagen zur Wirk-
samkeit der gegen Russland verhängten Sanktionen zu 
treffen. Das Wachstum wird zu großen Teilen durch die 
Produktion militärischer Güter getrieben, die der Bevölke-
rung nicht zugutekommen.

Die lateinamerikanischen Volkswirtschaften bieten ein 
uneinheitliches Bild. Kräftig expandiert zurzeit die brasi-
lianische Wirtschaft, gleichzeitig ist der Preisauftrieb in den 
vergangenen Monaten stark abgeflaut. Die Zentralbank hat 
vor diesem Hintergrund seit August begonnen, den Leitzins 

TABELLE 1: ÜBERSICHT ÜBER WACHSTUMSPROGNOSEN UND DEREN REVISION

IST
(IWF)

IWF-Projektion
(Oktober 2023)

Veränderung der  
IWF-Projektion  

(ggü. Juli)

OECD-Projektion  
(September 2023)

Veränderung der  
OECD-Projektion 

 (ggü. Juni) 
2022 2023 2024 2023 2024 2023 2024 2023 2024

Welt 3,5 3,0 2,9 0,0 -0,1 3,0 2,7 0,3 -0,2

Industrieländer 2,6 1,5 1,4 0,0 0,0 1,5 1,2 0,1 -0,2

USA 2,1 2,1 1,5 0,3 0,5 2,2 1,3 0,6 0,3

Eurozone 3,3 0,7 1,2 -0,2 -0,3 0,6 1,1 -0,3 -0,4

Deutschland 1,8 -0,5 0,9 -0,2 -0,4 -0,2 0,9 -0,2 -0,4

Frankreich 2,5 1,0 1,3 0,2 0,0 1,0 1,2 0,2 -0,1

Italien 3,7 0,7 0,7 -0,4 -0,2 0,8 0,8 -0,4 -0,2

Spanien 5,8 2,5 1,7 0,0 -0,3 2,3 1,9 0,2 0,0

Japan 1,0 2,0 1,0 0,6 0,0 1,8 1,0 0,5 -0,1

Großbritannien 4,1 0,5 0,6 0,1 -0,4 0,3 0,8 0,0 -0,2

Kanada 3,4 1,3 1,6 -0,4 0,2 1,2 1,4 -0,2 0,0

Schwellen- und Entwicklungsländer 4,1 4,0 4,0 0,0 -0,1 k.A. k.A. k.A. k.A.

China 3,0 5,0 4,2 -0,2 -0,3 5,1 4,6 -0,3 -0,5

Indien 7,2 6,3 6,3 0,2 0,0 6,3 6,0 0,3 -1,0

Russland -2,1 2,2 1,1 0,7 -0,2 0,8 0,9 2,3 1,3

Argentinien 5,0 -2,5 2,8 k.A. k.A. -2,0 -1,2 -0,4 -2,3

Brasilien 2,9 3,1 1,5 1,0 0,3 3,2 1,7 1,5 0,5

Mexiko 3,9 3,2 2,1 0,6 0,6 3,3 2,5 0,7 0,4

Lateinamerika und Karibik 4,1 2,3 2,3 0,4 0,1 k.A. k.A. k.A. k.A.

Subsahara-Afrika 4,0 3,3 4,0 -0,2 -0,1 k.A. k.A. k.A. k.A.

Für IND werden Daten und Projektionen auf Basis von Haushaltsjahren dargestellt, wobei das HHJ 2022/23 (beginnend im April 2022) in der Spalte 2022 aufgeführt ist. Die Wachstums-
prognosen für IND belaufen sich auf 6,6 % in 2023 und 5,8 % in 2024 auf Basis des Kalenderjahres.
Quellen: OECD, IWF 
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zu senken; den ersten drei Schritten um je 0,5 Prozent-
punkte auf 12,25 % könnten weitere folgen. Demgegenüber 
hat Argentinien mit einer galoppierenden Inflation und 
rezessiven Tendenzen zu kämpfen. Die Konjunktur schwä-
chelte zuletzt auch in Chile, Peru und Kolumbien. Der IWF 
erwartet für Lateinamerika und die Karibik einen Rückgang 
des Wachstums von 4,1 % im Jahr 2022 auf 2,3 % in den 
Jahren 2023 und 2024, wobei die Prognosen für 2023 und 
2024 um 0,4 bzw. 0,1 Prozentpunkte nach oben korrigiert 
wurden. Die Aufwärtskorrektur für 2023 reflektiert das un-
erwartet starke Wachstum in Brasilien, das um 1,0 Prozent-
punkte auf 3,1 % nach oben korrigiert wurde, was auf die 
dynamische Landwirtschaft und die robusten Dienstleis-
tungen in der ersten Jahreshälfte 2023 zurückzuführen ist. 
Die OECD erwartet für Brasilien in diesem Jahr 3,2 und im 
nächsten Jahr 1,7 %, was Aufwärtskorrekturen um 1,5 und 
0,5 Prozentpunkte entspricht. 

Für die afrikanischen Länder südlich der Sahara prognos-
tiziert der IWF einen Rückgang des Wachstums auf 3,3 % in 
diesem Jahr, bevor es sich auf 4,0 % im Jahr 2024 erhöht, 
wobei die Prognosen für 2023 und 2024 um 0,2 bzw. 0,1 
Prozentpunkte nach unten korrigiert wurden und das 

Wachstum unter dem historischen Durchschnitt von 4,8 % 
bleibt. Der prognostizierte Rückgang wird mit einer Ver-
schärfung von Unwetterereignissen, globaler Konjunktur-
abschwächung und inländischen Versorgungsproblemen, 
insbesondere bei der Stromversorgung, begründet. Das 
Wachstum in Nigeria sieht der IWF auf 2,9 % in 2023 und 
3,1 % im Jahr 2024 zurückgehen. Die Prognose für 2023 
wurde um 0,3 Prozentpunkte nach unten korrigiert, da die 
Öl- und Gasproduktion schwächer als erwartet ausfiel, was 
teilweise auf Wartungsarbeiten zurückzuführen sei. In Süd-
afrika wird mit einem Rückgang des Wachstums von 1,9 % 
im Jahr 2022 auf 0,9 % im Jahr 2023 gerechnet, wobei der 
Rückgang auf die Stromknappheit zurückgehe, wenngleich 
die Prognose um 0,6 Prozentpunkte nach oben korrigiert 
wurde, da die Stromknappheit im zweiten Quartal 2023 
geringer als erwartet ausfiel.

Die jüngsten Einschätzungen zur Entwicklung der Welt-
wirtschaft und ihrer regionalen Komponenten seitens 
IWF (10.10.) und OECD (19.09.) sind in Tabelle 1 zusam-
mengefasst. Zudem sind die Korrekturen gegenüber den 
jeweils vorhergehenden Prognosen aus dem Juli (IWF) und 
Juni (OECD) dargestellt. 
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